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Beginn der Sitzung: 14 Uhr 

V or s it z ende: Präsident Dr. Maleta, Zweiter 
Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f fnet .  

K r a nk gemeldet sind die Abgeordneten 
Frühbauer und Ing. Scheibengraf. 

E nt s c hu l d i g t  sind die Abgeordneten 
Dr. Gorbach und Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer. 

Fr agestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 
Ich beginne jetzt - um 14 Uhr - mit dem 
Aufruf der Anfragen. Ich ziehe die Anfragen 
vor, die heute vormittag nicht mehr behandelt 
werden konnten. 

Bundesminister ium für Verkehr und ver staat
lichte Unternehmungen 

. 
�räsident: 1. Anfrage : Abgeordneter Mayr 

(0 V P) an den Herrn Bundesminister für 
Verkehr, betreffend Sozial- und Subventions
tarife der Bundesbahnen. 

215/M 

Welche Mindereinnahmen haben die Öster
reichischen Bnndesbahnen jährlich durch die 
Gewährung von Sozial- und Subventionstarifen 
zu verzeichnen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr und verstaat
lichte Unternehmungen Dr. Dipl.-Ing. Ludwig 
Weiß: Herr Abgeordneter ! Die fremden 
Lasten der Östeneichischen Bundesbahnen 
- wenn man das Jahr 1964 zur Grundlage 
nimmt - machen insgesamt rund 2100 Mil
lionen Schilling aus. Davon entfallen 138 Mil
lionen auf Sozialtarife, 378 Millionen auf 
Subventionstarife und 1592 Millionen auf die 
sogenannte Pensionslast. 

Präsident: Eine Zusatzfrage . 

Abgeordneter Mayr: Herr Bundesminister ! 
Ich glaube, es ist im Interesse der ÖffentHch
keit, zu wissen, wie sich die Sozialtarife und 
die Subventionstarife von den Normaltarifen 
unterscheiden. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Dipl .-Ing. Weiß: Herr 
Abgeordneter! Es ist hier folgendes zu unter
scheiden : Nicht jede Fahrpreisermäßigung 
ist auch ein Sozialtarif. Zum Beispiel sind die 
einfachen Rückfahrkarten, die Wochen
streckenkarten und die Monatsstreckenkarten, 
die also jedem Österreicher offenstehen, nor
ma1e Fahrpreisel mäßigungen, die man im 
Interesse einer Erhöhung der Frequenz bei 
den Eisenbahnen in allen Staaten eingeführt 
hat. Zu Sozial tarifen sind jene zu zählen, 
die eine außergewöhnliche Ermäßigung aus 
sozialen Gründen darstellen, zum Beispiel die 
Arbeiterwochenkarten und die Schülermonats
karten. 

Ähnlich ist es auch bei den Subventions
tarifen. Es gibt gewisse Gütertarife, die zur 
Erhöhung der Frequenz des Gutes, das die 
Eisenbahn zu befördern hat, gewährt werden. 
Es gibt aber Subventionstarife, wie zum 
Beis piel für die Milch und für das Getreide 
die außergewöhnliche Ermäßigungen sind und 
im Interesse der Förderung der Landwirtschaft 
gege ben werden . 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Mayr: Herr Bundesminister! 
Wie stellen Sie sich die künftige Entwicklung 
in bezug auf die Subventions- und Sozialtarife 
vor ? (Abg. Ulb rich: Das steht in der "Furche" ! 
- Heiterk(jit.) 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Dipl.-Ing. Weiß: Herr 
�bgeordneter ! In dem Augenblick, wo die 
Osterreichischen Bundesbahnen finanziell und 
wirtschaftlich auf eigene Beine gestellt sind, 
also eine klare Bilanz legen, ein gesonderter 
Betrieb sind, der nicht in ständiger Abhängig
keit vom Staatsbudget steht, in diesem Augen
blick halte ich den Zeitpunkt für gekommen, 
wo diese Subventionstarife den Österreichi
schen Bundesbahnen gesondert abgegolten 
werden. Im gegenwärtigen Zeitpunkt handelt 
es sich hier im wesentlichen nur um eine 
Optik, v,eil letzten Endes diese Abgänge, ob 
sie nun auf das Kapitel Bundesbahnen oder 
auf ein anderes Kapitel im Staatsbudget ver
rechnet werden, insgesamt am Abgang des 
gesamten Staatshaushaltes keinerlei Ände
rungen ergeben würden. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 
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Bundesministerium für Bauten und Technik 

Präsident: 2. Anfrage: Abgeordneter ' "  

(Abg . Ul brich, eine Zeitung hebend: Herr 
Abgeordneter Mayr, bitte schön! - Abg. 
Dr. Wit hal m: Die Zeitung ist auf der Höhe!
Abg. Kulhanek: Sie sind auf einem guten 
Weg! Gehen Sie den weiter! - Der Prä 8 i den t 
gibt das Glockenzeichen.) Aber jetzt sind wir 
in kejner Redaktionssitzung, sondel'n bei der 
2. Anfrage: Abgeordneter Dr. van Tongcl 
(F PÖ) an den Herrn Bundesminister für 
Bauten und Technik, betreffend Auftrags
vergabe an Straßenbaufirmen. 

248jM 
Werden Sie sicherstellen, daß an Straßen

bau-Firmen, deren Inhabern oder leitenden 
Angestellten Verfehlungen im Zusammenhang 
mit dem Straßenbau nnchgewiesen werden 
konnten, keine Aufträge mehr vergeben wer
den? 

Präsident : Bitte, Herr Bundesminister. 

im Zusammenhang mit dem Straßellbau zu
schulden kommen ließen? 

Präsident : Herr Bundesminister. 

Bundesminister DI'. Kotzina: Meine Antwort 
hat sich bisher auf die Firmen selbst bezogen, 
nämlich auf die Zuverlässigkeit der Firmen. 
Auf diese Notwendigkeit ist ja in erster Linie 
Gewicht zu legen. Verfehlungen leitender 
Angestellter würden nur dann einen Rückschluß 
auf die Zuverlässigkeit eines Unternehmens 
ermöglichen, wenn nicht das betreffendf' Unter
nehmen von sich aus durch organisatorische 
und personelle Maßnahmen diesen Übelstand 
beseitigt hat. 

Wenn Sie, Herr Abgeordneter, konkret 
Anlaß zur Klage haben - Ihres Erachtens 
deswegen, weil leitende Angestellte wegen 
Verfehlungen gerichtlich belangt oder vcr

lU'teilt wurden -, dann bitte ich, mir diese 
Firmen auch zu nennen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. van Tongel : Es ist selbst
verständlich, daß ich diese Firmen hier im 
Nationalrat nicht nenne, aber Ihnen, Herr 
Minister, werde ich sie nachträglich bekannt
geben. 

Bundesminister für Bauten und Technik 
Dr. Kotzina: Herr Abgeordneter! Um diese 
Sicherstellung zu bewirken - hinsichtlich 
Ihrer Anfrage -, sind die Richtlinien für die 
Vergebung von Leistungen durch Bundes
dienststellen heranzuziehen. Diese Richtlinien 
gründen sich auf einen Ministenatsbeschluß 
vOm 18. Juni 1963, und in Ausführung dieser 
Richtlinien hat der Bundesminister- für Handel Wieso ist es also möglich, daß eine Firma 
und Wiederauf bau mit Erlaß vom 1. März , - deren Namen ich Ihnen gleich in einem 
1964 anueordnet, daß in Ergänzung dieser persönlichen Gespräch nennen werde -, die 

Richt]ini�n eben die Bestimmunuen der Ö-
) falsche Rechnungen gelegt hat, weiterhin 

Norm anzuwenden sind. In die;er Ö-Norm beim Straßenbau beschäftigt wird und, wie 
sind die Wettbewerbsregeln aufgezeichnet. jeder Autofahrer und jeder Straßenbenützer 

auüh heute noch feststellen kann, auf den 
Tafeln, die unsere St.raßen zieren, vermerkt 
und als weiter bauführende Firma ange
führt ist? 

Um nunmehr auf Ihre konkret.e Anfrage Zll 

kommen, sei darauf hingewiesen, daß von 
den anbietenden Firmen Zuverlässigkeit, Be
fugnis und Fähigkeit gefordert wird. Wenn 
sich Verfehlungen von Firmeninhabern auf 
die Zuverlässigkeit des Unternehmens aus
wirken, so werden die Angebote dieser Firmen 
gemäß Punkt 4 und 5 der Ö-Norm ausge
schieden. Die Ö-Norm bietet also die Möglich
keit, wenn die Zuverlässigkeit auf Grund 
bisheriger vVahrnehmungen nieht gegeben ist, 
diese aus dem Wettbe'werb auszuscheiden. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. van Tongel : Ich frage, 
Herr Minister, wieso es möglich war, daß 
trotz dieses Ministerratsbeschlusses aus dem 
Jahre 1963 in der letzten Zeit, wie aus Zeitungs
veröffentlichungen hervorgegangen ist, Firmen 
herangezogen wurden, bei denen sich leitende 
Angestellte etliche kdminelle Verfehlungen 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Kotzina: Ihre dritte 
Anfrage läßt erkennen, daß es sich um ein 
Unternehmen handelt, das gegenwärtig einen 
schon früher vergebenen Bammftrag durch
führt. 

Präsident : Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident : 3. Anfrage: Abgeordneter Zeil
linger (F PÖ) an den Herrn Bundesminister 
für Landesverteidigung, betreffend Befönle
rungsvorschläge für Offiziere. 
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253JM 
Welche Erklärungen geben Si� dem National

rat zu dem Rundschreiben der Osterreichischen 
Volkspartei vom 10. März 1966, wonach Be
förderungsvorschläge für Offiziere mittels bei
gelegten Formulars t.�rmingerecht an die 
Bundesfachgruppe des OAAB zu senden sind? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Landesverteidigung 
Dr. Prader: Ich glaube, Herr Abgeordneter, 
Sie meinen mit Ihrer Anfrage ein Rund
schreiben der Art, wie ein solches in Faksimile 
in einem Artikel der "Salzburger Nach
richten" vom 9. Juli 1966 abgedruckt ist, 
obwohl Ihre Anfrage, wie ich festgestellt habe, 
bereits am 8. Juli um 12.30 Uhr eingebracht 
wurde. 

bund, Bundesfachgruppe Bundesheer, in Ver
tretung der Interessen seiner Mitglieder Be
förderungswünsche übermittelt hat. (Abg. Pay: 
Vorschläge, nicht Wünsche !) Das ist sein 
gutes Recht. Nicht nur vom ÖAAB erhalte 
ich solche Beförderungswünsche oder andere 
Wünsche, sondern auch von vielen anderen 
Organisationen, von Abgeordneten der Par
teien und auch von sehr; sehr vielen Privat
personen, und zwar in Form von Briefen, die 
mir zugesteHt werden. 

Sowohl physische als auch juristische Per
sonen haben das Recht, sich an den Minister 
zu wenden. J eh darf in diesem Zusammenhang 
auf Artikel 11 des Staatsgrundgesetzes ver
weisen. Dieser Artikel lautet : "Das Petitions
recht steht jedermann zu . Petitionen unter 
einem Gesamtnamen dürfen nur von gesetzlich 

Durch den Einbau dieser Faksimile in anerkannten Körperschaften oder Vereinen 

den genannten Artikel wie auch durch Ihre ausgehen." Dazu der Kommentar: "Petitions

Anfrage, Herr Abgeordneter, entsteht der freiheit : Sie besteht in der Freiheit, Anträge 

Eindruck, als ob es sich dabei um amtlich und Anregungen an die Organe der Gesetz

ausgesendete Dokumente des von mir geleiteten gebung und der VolLdehung zu richten, ohne 

Ministeriums handeln würde. Davon kann I 
daß man deswegen Rechtsnachteile zu be-

selbstverständlich keine Rede sein. I fürchten braucht." 

Das genannte Rundschreiben wurde vom Was meine Amtsführung, Herr Abge-
Österreichischen Arbeiter- und Angestellten- ordnetel' , anbelangt, ist diese aber nicht nach 

bund, Bundesfachgruppe Bundesheer, die ihren den mir übermittelten Wünschen, sondern 

Sitz im Hause des Österreichischen Arbeiter- nach den von mir getroffenen Entscheidungen 

und Angestelltenbundes in Wien 8., Laudon- zu beurteilen. Für diese Entscheidungen, die 

gasse 16, hat, ausgesendet. ich getroffen habe, habe ich mich zu verant

Das Recht, Rundschreiben an ihre Mitglieder 
und Funktionäre zu versenden, steht jeder 
Organisation zu, und solche Rundsc1u'eiben 
wurden nicht nur vom Österreichischen Ar
beiter- und Angestelltenbund, sondern auch 
von den Sozialisten versendet, die sich ebenfalls 
mit Angelegenheiten der Standesvertretung 
und anderen Angelegenheiten befassen. Ich 

worten, und dazu bin ich auch jederzeit gerne 
bereit; dies umso 1ieber, alB die während meiner 
Amtszeit durchgeführten Beförderungen, Er
nennungen und so weiter ja öffentlich bekannt 
sind und aus ihnen hervOIgeht, daß ich meine 
Entscheidungen ausschließlich auf die fach· 
liche Qualifikation des einzelnen Falles be
gründet habe. 

habe einige Exemplare davon mitgebracht, Was die Tätigkeit, Herr Abgeordneter, 
so zum Beispiel das Rundschreiben des Klubs von Angehörigen meines Ressorts in politi
der Exekutive, Sektion Bundesheer . Es heißt sehen Vereinigungen, welcher Zugehörigkeit 
in diesem Rundschreiben, das an die Funktio- immer, anbetrifft, verweise ich nochmals, 
näre versendet wurde: "Beiliegend übersenden wie ich das schon einmal in diesem Hohen 
wir Ihnen den Erlaß des Bundesministeriums Haus getan habe, auf Artikel 7 Aba. 2 des 
für Landesverteidigung, der die grundsätz- Bundes-Verfassungsgesetzes. Dieser lautet ( Abg. 
lichen Weisungen über die Forterhaltungs- Dr. van Tongel: Das kennen wir eh!) : "Den 
gebühr für Offiziere und Unteroffiziere ent. öffentlichen Angestellten, einschließlich der An
hält." (Rufe bei der SPÖ: Das ist ein Unter- i gehörigen des Bundesheeres, ist die ungeschmä
schied ! - Abg. Pete r: Ah, und Sie setzen die lerte Ausübung ihrer politil,>ehen Rechte ge
übliche Praxis fort! - Abg. Prinke  zum währleistet."  
Abgeordneten Peter: Und Sie schreien wie ein 
Biitfell) Hier sind dann diese Mitteilungen. 
Ich finde an solchen Mitteilungen gar nichts, 
weil eine Interessenvertretung das Recht, ja 
sogar die Pflicht hat, sich für ihre Mitglieder 
einzusetzen. 

Ich verweise weiter auf Artikel 12 des 
Staatsgrundgesetzes. Dort heißt es : "Die 
österreichischen StaatAbürger haben das Recht, 
sich zu versammeln und Vereine zu bilden." 
(Abg. Eb e r hard: Im Bundesministerium für 
Landesverteidigung !) "Die Ausübung dieser 

.. Es ist richtig, Herr Abgeordneter, daß der Rechte wird dU�'ch besondere Gesetze ge
Osterreichische Arbeiter- und Angestellten- regelt." (Abg. Pet e r, auf die Saaluhren 
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Bundesminister Dr. Prader 

weisend, die um 13,51 Uhr stehengeblieben sind: 
Der Herr Präsident hat gewußt, warum er bei 
dieser Anfrage die Uhr hat abstellen lassen! -
Heiterkeit.) 

Soweit Sie, Herr Abgeordneter, oder die 
Presse Kritik an einem Rundschreiben des 
Österreichischen Arbeiter- und Angestellten
bundes oder der Österreichischen Volkspartei, 
wie Sie sagen, üben, ist es Sache dieser Ver
einigung, sich mit Ihrer Kritik oder mit der 
Kritik der Presse an ihrer Tätigkeit ausein
anderzusetzen . (Abg. Steininger: Bei dieser 
Rechtfertigung bleibt die Uhr stehen!) 

Präsident: Meine Taschenuhr ist nicht abge
stellt, Herr Abgeordneter ! (Heiterkeit.) 

Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Zeillinger : Es nimmt mich 
nicht wunder, da ß die Uhr dabei stehenge
blieben ist! (Abg. Prinke: Sie ist schon 
vo rher gestanden!) 

Ich darf Ihnen, Herr Minister, einleitend 
versichern, daß ich Belehrungen über die 
verfassungsmäßigen Freiheitsrechte nicht be
nötigt hätte. Ich kenne sie. 

Nachdem diese Frage in der vormittägigen 
Fragestunde bereits zu lautstarken Ausein
andersetzungen geführt hat , welche Debatten 
allerdings infolge Einspruches von gewisser 
Seite im Fernsehen nicht gesendet werden 
dürfen, was einer Zensur und einer Maulkorb
politik gleichkommt, nachdem sich aber ande
rerseits derartige Vorfälle - und es handelt 
sich nicht nur um ein Rundschreiben. Herr 
Minister, es handelt sich um mehrere Rund
schreiben, die aus den Kreisen Ihres Ministe
riums mit den Listen für die Beförderungen 
den Abgeordneten übergeben worden sind -
mehren, daß sich Angehör ige des Bundes
heeres, Offiziere, Beamte und Militärpersonen , 
unter Zurverfügungstellung der aus Ihrem 
Minister ium stammenden Unterlagen, die 
natürlich von Ihrer Parteiorganisation aus
gehen, mit der Bitte um Schutz an die Abge
ordneten der Freiheitlichen Partei wenden, 
frage ich Sie, ob Sie ebenso wie wir Abge
ordneten der Freiheitlichen Partei der Ansicht 
sind , daß derartige Zustände und Vorkomm
nisse, wie sie vor allem auch in der Presse ver
öffentlicht worden sind - natürlich nachdem 
ich die Anfrage gestellt habe, es ist ja kein 
Fehler , wenn 0in Abgeordneter etwas aus dem 
Ministerium erfährt und nicht nur aus der 
Zeitung -, nicht nur im Gegensatz zu § 36 
des Wehrgesetzes stehen, wo die politische 
B etätigung innerhalb des militärischen Dienst
bm eiches untersagt ist, sondern auch durchaus 
geeignet sind, das Ansehen des Heeres und die 

Verteidigungskraft unseres Vaterlandes herab
zu::;etzen . 

Präsident : Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Prader :  Herr Abge
ordneter! Sie haben das als Belehrung kriti
siert, aber ich habe geglaubt, Ihnen darlegen 
zu müssen, auf welcher Basis ich mich hier 
bewege: Es ist das die Basis der Bundes
verfassung und der bestehenden Gesetze. 
Im Rahmen dieser Bestimmungen führe ich 
mein Amt durch. (Abg. Meißl: Das ist alles? 
- Heiterkeit.) 

Präsident: Zweite Zusat,zfrage. (Weitere 
Zwischenrufe bei F PÖ und Ö V P.) Das Wort 
hat der Abgeordnete Zeillinger . 

Abgeo rdneter Zeillinger: Nachdem Sie der 
Antwort auf meine Frage ausgewichen sind 
und ich nicht annehmen kann , daß Sie nicht 
gehört haben, was ich gefragt habe, und nach
dem Sie ja sicher den § 36 des Wehrgesetzes 
kennen, in dem steht, daß während des Dienstes 
und innerhalb des militärischen Dienstbe
reiches jede nach außen in Erscheinung tretende 
partei politische Betätigung verboten ist -
und hier handelt es sich um Rundschreiben 
und nicht Beförderungslisten und -bitten, 
sondern -vorschläge Ihrer Partei, die im Mini
sterium Verwendung gefunden haben , 
frage ich Sie: Sind Sie bereit, Herr Bundes
minister, einem vom Parlament einzuset:Gen
den Untersuchungsausschu ß  ... (Abg. P ri'n
ke: Nein, nie! - Abg. Gram:Das kommt doch 
gar nicht in Frage!) Was heißt: Kommt 
nicht in Frage � Die Antwort erbitte ich vom 
Minister! Daß Sie als ÖVP-Abgeordneter es 
nicht wünschen, ist eine a.ndere Sache! Ich 
fr age den Herrn Minister! Lassen Sie mich 
ausreden, auch ,venn es Ihnen unangenehm 
ist, meine Herren von der ÖVP! 

Sind Sie bereit, einem vom Parlament einzu
setzenden Untersuchungsausschuß - aller
dings ohne daß vorher auf Grund der Ver
öffentlichungen beziehungsweise dieser An
frage irgend welche Veränderungen zur Ver
schleierung des Tatbestandes vorgenommen 
WeI den, also nach dem Stand vom 8. Juli, 
jenem Tag, an dem ich vor der Presseverlaut
barung meine Anfrage eingebracht habe - alle 
Auskünfte zu geben, alle Unterlagen in unver
änderter Form zur Vet fügung zu stellen, um 
eine restlose Aufklärung zu ermöglichen, sowie 
- und das erscheint mir wichtig - den Abge
ordneten eines solchen Unt81suchungsaus
schusses den Zutritt zu den unverändert be
lassenen Räumen des Verteidigungsministe
riums - jenes Sekretärs Bersch, der dieses 
Schreiben von Ihrer Partei aussendet und im 
Ministerium auf den Karteien verarbeitet -
zuzusichern, damit die Untersuchung nach dem 
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Stand vom 8. Juli geführt werden kann, be
ziehungsweise werden Sie als Verteidigungs
minister , falls sich diese Mitteilungen, die ich 
hier auf Grund von Informationen aus Ihrem 
Ministmium vertrete, über parteipolitische 
Aktionen im Verteidigungsministerium als 
richtig herausstellen, die Konsequenzen ziehen 
und zurücktreten 1 (Stürmische Zwischenrufe 
bei FPÖ und Ö VP. - Abg. Dr. J. Gru b e r: 
Das sind Dauerreden ! - Heftige Zwischenrufe 
des Abg. Pet er. - Weitere zahlreiche Hufe bei 
ÖVP und FPÖ.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Hohes 
Haus! Ich bitte sich zu beruhigen. Ich bitte 
zu berücksichtigen (weitere Zwidchenrufe), daß 
das Fernsehen eingeschaltet ist. (Abg. Z e i l
l inger: Verbieten Sie es dem Fern8ehen, nicht 
den Abgeordneten ! Dem Fernsehen können Sie das 
verbieten!) Das Wort hat der Herr Bundes
minister. Ich bitte sich jetzt zu beruhigen. 
(Abg. Pet e1': Vorlesungen hat Mini8ter Prader 
gehalten! Das sind Vorlesungen und keine 
Fmgebeantwortungen ! Weitere lebhafte 
Zwischenrufe. - Der Präs id e nt gibt neuerlich 
das Glockenzeichen.) 

Das Wort hat der Herr Bundesminister! 
Ich bitte, sich jetzt zu beruhigen. (Weitere 
Zwischenrufe.) 

Herr Bundesministel ! 
Bundesminister Dr. Prader: Herr Abge

ordneter! Ich stelle nochmals ausdrücklich 
fest, daß diese Rundschreiben nicht von mei
nem Ministerium ausgehen und mit meiner 
Amtstätigkeit als Minister nichts zu tun haben. 
Sie haben versucht, das wieder ineinanderzu
bringen! (Abg. Pet er: Da lachen doch die 
Hühner! - Abg. Ze i l l inger: Die Exemplare 
stammen aus Ihrem Ministerium!) Sie stammen 
nicht aus meinem Ministerium! (Abg. Ze i l
l inger: Jawohll) 

Ich werde, Herr Abgeordneter, Ihre Frage 
bezüglich des Untersuchungsausschusses wie 
folgt beantworten: Ob in einer Frage ein 
Untersuchungsausschuß einzusetzen ist oder 
nicht, entseheidet dieses Hohe Haus. (Z�t
stimmung bei der Ö VP.j Falls ein Untersu
chungsausschuß eingesetzt wird, hat er alle 
jene Rechte, die in den Vorschl'iften und den. 
Bestimmungen bezüglich dieses Untersuchungs
ausschusses vorgesehen sind. (Beifall bei der 
ÖVP. - Abg. Ze i l l inger: We'rden Sie alles 
unverändert lassen?) 

Bundesministerium für Justiz 

Präsident: In der bereits ausgegebenen 
Übersicht sind die Zahlen 1-24 auf 4-27 zu 
ändern. 

Wir gelangen somit zur 4. Anfrage: Abge
ordneter Machunze (Ö V P) an den Herrn 

Bundesminister für Justiz, betreffend amts
wegige Straftilgung. 

155jM 
Sehen Sie, Herr Minister, eine Möglichkeit, 

der Anregung des Rechnungshofes, eine amts
�egige Straftilgung einzuführen, sei es durch 
Anderung der Strafregisterverordnung 1933 
oder durch Schaffung eines Strafregistergesetzes, 
zu entsprechen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Justiz Dr. Klecatsky: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Die Mög
lichkeit einer amtswegigen Straftilgung hat 
das Hohe Haus schon im Jahre 1951 bei der 
parlamentarischen Behandlung des Tilgungs
gesetzes 1951 erwogen. Der Justizausschuß
bericht hat damals zu dem Ergebnis dieser 
Bemühungen festgestellt, daß eine eingehende 
Auseinandersetzung über die Frage der amts
wegigen Tilgung zur Erkenntnis führte, daß 
sie zwar wünschenswert, aber derzeit un
dm chführbar sei. 

Weil nun das derzeitige Strafregister durch 
eine elektronische Datenverarbeitungsanlage 
ersetzt werden soll, hat der Rechnungshof mit 
Schreiben vom 3. Dezember 1965 angeregt, 
die Möglichkeit der Einführung einer amts
wegigen Tilgung neuerlich zu prüfen. Auf diese 
Anregung hin hat das Bundesministerium 
für Justiz mit dem dafür zuständigen Bundes
ministerium für Inneres das Einvernehmen 
hergestellt. Das Bundesministerium für In
neres hat mitgeteilt, daß eine mit Hilfe der 
elektronischen Datenverarbeitungsanlage vor
zunehmende Tilgung gerichtlicher Verurtei. 
lungen das Vorhandensein "aut,omationsgerech
tel" Bestimmungen über die Tilgungsfristen vor
aussetzt. Verschiedene wesentliche Bestim
mungen des geltenden Tilgungsrechtes können 
aber maschinell nicht ausgewertet werden, 
weil sie nicht programmierbar sind. 

Das Tilgungsrecht kann aus guten Gründen, 
nämlich aus Gründen der materiellen Gerech
tigkeit, nicht bloß einfache, für alle Verur
teilungen gewissen Ausmaßes gleiche Tilgungs
fristen vorsehen. Neben den verschiedenen 
Fristen für die Verurteilungen verschiedenen 
Ausmaßes sind auch noch Bestimmungen 
über die Verlängerung von Tilgungsfristen bei 
mehrfacher Verurteilung notwendig. Der nahe
liegende Gedanke, die derzeit "nicht program
mierbaren" Bestimmungen entsprechend zu 
vereinfachen, kann daher nicht aufgegriffen 
werden, weil eine derartige "Nivellierung" 
in kriminalpolitischer Hinsicht nicht vertret
bar wäre. 

In diesem Sinne hat das Bundesministerium 
für Justiz dem Rechnungshof am 29. März 
1966 geantwortet. Diese Antwort hat der 
Rechnungshof auch zur Kenntnis genommen. 
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Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Machunze : Herr Minister! 
Wenn man den Rechnungshofbericht liest, 
kommt man zu dem Schluß, daß es offensicht
lich sehr viele nicht getilgte Strafen gibt, die 
längst getilgt sein mÜJ3ten. Ist diese Ansicht 
des Rechnungshofes Iichtig oder handelt es 
sich um vereinzelte Fälle, die aus irgendwelchen 
Gründen noch nicht getilgt werden konnten? 

Präsident: Hen Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Klecatsky: Es handelt 
sich hier um vereinzelte Fälle. Vor a.llem ist 
auch hier der Gedanke maßgebend, daß jeder 
Fall individuell behandelt werden soll. 

Präsident: 5. Anfrage: Abgeordneter Zeil
linger (F PÖ) an den Herrn Justizminister, 
betreffend Gehaltsüberweisung auf Bankkonten 
von Justizbeamten. 

236jM 
Sind Sie bereit, sich dafür zu verwenden, 

daß Justizbeamten, deren Gehalt auf ein Bank
konto überwiesen wird, dieses bereits am Ersten 
jedes Monates zur Verfügung steht? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Klecatsky: Sehr ge
ehrter Herr Abgeordneter! Die Zahlung und 
Verrechnung der im Dienstrecht der Bundes
bediensteten vorgesehenen Geldleistungen ob. 
liegt dem Zentralbesoldungsamt. Das Zentral
besoldungsamt untersteht nach dem Bundes
gesetz vom 1 5. Juli 1964, BGBI. Nr. 186, dem 
Bundesministetium für Finanzen. Ich bin 
aber gern bereit, mich beim Bundesminister 
für Finanzen in dem von Ihnen gewünschten 
Sinn zu verwenden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Zeillinger: Ich darf voraus
schicken, Herr Minister, daß diese Frage nicht 
gegen Sie gerichtet war, sondern nur mit der 
Bitte um Intervention vorgetragen wurde. 
Nach dem Gehaltsgesetz haben auch die 
Justizbeamten das Ref'ht, am Ersten über 
ihren Gehalt verfügen zu können. Ich darf 
Sie fragen: Ist Ihnen aus dieser Anfrage oder 
aus anderen Fällen bekannt, daß Justiz
beamte manchmal bis zum Siebenten warten 
müssen? Ich habe mich selbst davon über
zeugt, ich habe dieser Tage Auszüge vom 
Fünften gesehen, an welchem Tag sie erst über 
ihren Gehalt verfügen können. Ist Ihnen das 
bekannt? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Klecatsky: Ich glaube 
allerdings, daß diese Lage auf die Wünsche der 
Beamten selbst zurückgeht. Sie selbst haben 
es in der Hand, sich die Bezüge unmittelbar 

auszahlen zu lassen oder die Überweisung auf 
ein Konto zu verlangen. 

Präsident: Zweite Zusat7.frage . 

Abgeordneter Zeillinger: Herr Minister! 
Sicher hätte der Beamte diese Möglichkeit. 
Es liegt aber auch im Interesse der Staats
verwaltung, wenn sich die Beamten ihre 
Gehälter auf Gehaltskonten überweisen lassen. 
Der Finanzminister, der jetzt gekommen ist, 
wird das bestätigen. Nur müßten wir es von 
seiten des Staates veranlassen, daß die Beamten 
tatsächlich am Ersten dar'ttberverfügen können. 
Ich darf Sie also fragen, ob Ihnen bekannt 
jst, daß sich Justizbeamte wiederholt darüber 
beschwert haben? Anderenfalls wären sie 
gezwungen, wiederum zur Barauszahlung zu
rückzukehren, was nicht im Interesse des 
Finanzministeriums liegen würde. 

Präsident: Herr Bundesmini'3ter. 

Bundesminister Dr . Klecatsky: Sehr ge
ehrter Herr Abgeordneter! Ich darf nochmals 
sagen, daß ich mich beim Herrn Bundes
minister für Finanzen in diesem Sinne ver
wenden werde. Mir ist allerdings bisher nicht 
bekannt gewesen, daß sich Justizbeamte in 
dieser Richtung beschwert haben. 

Präsident: 6. Anfrage: Abgeordneter Doktor 
Kummer (Ö VP) an den Herrn Justizminister , 

betreffend Bezirksgericht für den 22. Bezirk. 

194/M 
Besteht die Absicht, nach Fertigstellung 

eines Bezirksgerichtsgebäudes in Wien XXII, 
Kagran. das derzeit bestehende Bezirksgericht 
Floridsdorf zu teilen oder ein eigenes Bezirks
gericht für den XXII. Bezirk zu errichten? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr . Klecatsky: Sehr ge-
ehrter Herr Abgeordneter! Die Stadt Wien 
plant seit einigen Jahren die Errichtung eines 
öffentlichen Zentrums für den Bezirk Donau
stadt, für den 22. Wiener Gemeindebezirk. 
In diesem Zentrum sollen außer Schulen, 
anderen kulturellen Einrichtungen und Ge
schäftsgebäuden auch yerschiedene Amts
gebäude errichtet werden. Eines dieser pro� 
jektierten Amtsgebäude ist für die Aufnahme 
eines Bezirksgerichtes bestimmt. 

Nach Meinung der Justizverwaltung soll 
aber die Schaffung dieses neuen Bezirkszen
trums nicht dazu führen, daß die nördlich der 
Donau gelegenen Gebiete von Wien, also der 
21.  und der 22. Bezirk, die derzeit den Sprengel 
des Bezirksgerichtes Floridsdorf bilden, in 
zwei Bezirksgerichtssprengel geteilt werden. 
Es sollen vielmehr auch in Zukunft die Ge
biete von Wien, die sich nördlich der Donau 
befinden, nur einem Bezirksgerichtssprengel 
angehölen. Wenn also bis dahin keine Ände-
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rung in den tatsächlichen Verhältnissen 
eintritt, dann ist vom Bundesministerium für 
Justiz beabsichtigt, nach Fertigstellung eines 
Bezirksgerichtsgebäudes im 22. Wiener Ge
meindebezirk den Sitz des Bezirksgerichtes 
Floridsdorf in das neue Bezirkszentrum Ka
gran-Donaustadt zu verlegen. 

Präsident : Eine Zusatz.frage. 

Abgeordneter Dr. Kummer : Herr Bundes
minister! Sind Sie bereit, in Anbetracht dessen, 
daß sich gerade dieser Teil unserer Stadt 
nördlich der Donau in den letzten Jahren sehr 
stark ausgeweitet hat, die Frage nochmals zu 
überprüfen, ob dorthin nicht doch zwei 
Bezirksgerichte zu legen wären 1 

Präsident : Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Klecatsky: Sehr ge
ehrteI" Herr Abgeordneter! Das Bundesmini
sterium für Justiz wird diese Frage nochmals 
prüfen, und zwar dann, wenn sie a,ktuel1 
geworden ist, wenn also ein Gebäude für das 
neue Gericht zur Verfügung stünde. 

. Präsident :  7. Anfrage: Abgeordneter Doktm 
Kranzlmayr (Ö VP) an den Herrn Justiz
ministel' , betreffend Strafregisterverordnung. 

196JM 
Beabsichtigt das Btmdesministerium f ür 

Justiz im Rahmen der Verwirklichung der 
Strafrechtsreform im Einvernehmen mit dem 
Innenministerium auch die Frage der Giltigkeit 
der Strafregisterverordnung zu p rüfen, nachdem 
in einer bei den Gerichten verbreiteten Gesetzes
ausgabe die Meinung vertreten wird, diese 
Verordnung sei möglicherweise gesetzes
widrig ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister. Dr. Klecatsky: Ich darf, 
sehr geehrter Herr Abgeordneter, zunächst 
sagen, daß das Strafregisterwesen in erster 
Linie in den Zuständigkeitsbereich des Bundes
ministeriums für Inneres fällt . Aber das 
Bundesministerium für Justiz ist selbstver
ständlich immer auch an der Ausarbeitung und 
der Handhabung beteiligt gewesen. 

Die Strafregisterverordnung 1933 ist von 
1 941 bis 1945 nicht in Geltung gestanden und 
wurde dann durch das Tilgungsgesetz 1945 
wieder in Kraft gesetzt. Diese Strafregister
verordnung 1933 bildet seither ununterbrochen 
die Grundlage des Strafregisterwesens. Es ist 
nun in der Ausgabe der Strafprozeßordnung 
1960, die Sie, sehr geehrter Herr Abgeordneter, 
in Ihrer Anfrage erwähnten, die Meinung ver
treten worden, daß die Gültigkeit dieser Straf
registerverordnung deshalb fraglich sei, weil 
sie möglicherweise mit dem Vollwirksamwerden 
des Bundes-Verfassungsgesetzes im Dezember 
1945 außer Kraft getreten ist. Dieser Meinung 

ist aber auf Grund gründlicher Untersuchungen 
das Bundesministerium für Inneres entgegen
getreten, und es ist dieser Meinung auch das 
Bundeskanzleramt - Verfassungsdienst ent
gegengetreten. Das Bundeskanzleramt - Ver
fassungsdienst hat erklärt, daß sich die An
nahme einer Gültigkeit der Strafregister
verordnung durchaus vertreten ließe. 

Davon abgesehen, sehr geehrter Herr Ab
geordneter, waren sich aber alle beteiligten 
Zentralstellen darüber einig, daß aus mehreren 
Gründen eine Neuregelung des Strafregister
wesens notwendig und zweckmäßig ist. Die 
beteiligten ZentralstelIen arbeiten daher schon 
seit längerer Zeit an dem Entwurf eines moder
nen Strafregistergesetzes. 

Präsident : Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Unterricht 

Präsident : 8. Anfrage : Abgeordneter Ex]er 
(SPÖ) an den Herrn Bundesminister für 
Unterricht, betreffend Bundesrealgymnasium 
111 Gleisdorf. 

258/M 
Ist es richtig, daß 45 Schüler, die die Auf

nahmeprüfung am Btmdesrealgymnasium Gleis
<:':orf mit Erfolg abgelegt haben, dennoch wegen 
Uberfüllung des Gymnasiums nicht aufgenom
men werden können? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Untenicht Dr. Piffl
Percevic : Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 
Es wäre tatsächlich so, daß wir, obwohl 
drei 1 .  Klassen in Gleisdorf geführt werden, 
etwa 40 bis 45 Schüler nicht aufnehmen könn
ten. Es trifft sich aber sehr wohl und gut, 
daß in der Zwischenzeit die Bestrebungen 
Erfolg hatten, in Weiz dislozierte Klassen 
aufzutun, die es ermöglichen, daß kein Schü1er, 
der sich am Gymnasium in Gleisdorf ange
meldet hat, etwa vor den Toren der Schule 
stehen bleiben mu ß. Es ist Vorsorge getroffen, 
daß die etwa 76 Kinder, die sich aus dem 
unmittelbaren Bereich Weiz gemeldet haben, 
in Weiz zur Schule gehen werden können. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Exler : Herr Minister! Ich 
weiß, daß die Errichtung dislozierter Klassen 
in Weiz natürlich von der Zustimmung des 
Finanzministeriums abhängig ist. Das geht 
ja aus einer Ihrer letzten Anfragebeant
wortungen hervor. Es ist mir nicht bekannt, 
ob diese Zustimmung bereits vorliegt. Ich 
möchte Sie bitten, mir das zu sagen. 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl.-Percevic : Herr Ab
geordneter! Wie nicht anders zu erwarten, 
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hat das Finanzministetium zugestimmt. Es 
liegt hier eine klare Notwendigkeit vor. Der 
bezügliche Vertrag mit der Stadtgemeinde 
Weiz befindet sich nach meinen letzten Infor
mationen auf dem Wege vom Landesschulrat 
für Steiermark zum Gemeindeamt. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Exler : Herr Minister! Wann 
wird die Schulbehörde beziehungsweise die 
Öffentlichkeit - rein amtlich gesehen - in 
Kenntnis dieser Tatsache kommen? 

Präsident : Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Piffi-Percevic : An sich 
bereits durch diese meine Aussage. Die for. 
meHe Mitt.eilung wird erfolgen, sobald die 
Verträge unterzeichnet sind. Ich zweifle aber 
keinen Augenblick daran, daß das geschehen 
wird. 

Präsident : 9. Anfrage: Abgeordneter Doktor 
Scrinzi (F PÖ) an den Herrn Unterrichts
minister, betreffend Novellierung des Studien
beihilfengesetzes. 

238/M 
Wie erklären Sie es, daß sich die Einbringung 

der sogenannten kleinen Novelle zum Studien
beihilfengesetz weiterhin verzögert ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic :  Sehr ge
ehrter Herr Abgeordneter! Ein bißehen klingt 
Ihre Frage an die vormittags an mich gerichtete 
Frage an. Ich darf daher auf die Fragebeant
wortung dahin gehend verweisen, daß die 
Bestrebungen, dem Hohen Hause eine kleine 
Novelle vorzulegen, durch die Möglichkeit, 
durch die Chance abgelöst wurden, dem Hohen 
Hause im Herbst eine Generalregelung im 
Wege über die Bundesregierung zuzuleiten. 
Die starke Beanspruchung des Unterrichts
ausschusses hätte überdies große Schwierig
keiten bei der Bewältigung dieser Materie 
jetzt noch im Sommer mit sich gebracht. 

Präsident : Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi : Sehr geehrter 
Herr Minister! Ihre in Aussicht gestellte 
Regelung ist natürlich die begrüßenswertere. 
Ich darf aber nur fragen, ob - wenn diese 
Regelung Platz greifen wird - die Gewähr 
geboten ist, daß sie auf alle Fälle mit Beginn 
des Wintersemesters für die betroffenen Stu
dierenden in Kraft gesetzt werden kann, sodaß 
diese mit dem Anlaufen des Wintersemesters 
allenfalls in den Genl1ß der neuen Vergünsti
gungen kommen. 

Präsident : Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Piffi-Percevic: Es ist 
in jedem Fall daran gedacht gewesen, daß 

sowohl dann, wenn es nur zu einer kleinen 
Novel1e kommen könnte, als auch dann, wenn 
es, wie wir hoffen wollen, zur großen Regelung 
kommt, die Anmeldetristen für das Winter
semestel' 1966/67 so ausgiebig bemessen wer
den, daß jeder Student von den ihm angebote
nen Möglichkeiten wird Gebrauch machen 
können. 

Präsident : Die 10.  Anfrage, eine Anfrage des 
Abgeordneten Zankl (SPÖ) , wurde zurück
gezogen. 

1 1. Anfrage : Abgeordneter Skritek (S PÖ) 
an den Herrn Unterrichtsminister, betreffend 
Begut.achtungsrecht des Arbeiterkammertages. 

263/M 
Aus welchon Gründen wurden die Entwürfe 

f ür ein Bundesgesetz, mit dem das Bundes
Sc hulaufsichtsgesetz, das Schulpflicht gesetz, das 
Schulorgani sationsgelOetz, das Pflichtschulerhal
tungs-Grundsatzgesetz, das Schulzeitgesetz, das 
Religionsunterrichtsgesetz und das Privatschul
gesetz abgeändert werden, sowie für die 3. No
velle zum Landeslehrerdienstrechtsgesetz dem 
Arbeiterkammertag nicht zur Begutachtung 
übermittelt und damit dessen gesetzlich ver
ankertes Begutachtungsrecht verletzt? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffl-Percevic : Zunächst, 
Herr Abgeordneter, liegt hier offenbar ein 
Irrtum vor. Der Gesetzentwurf für die N eu
regelung des Polytechnischen Lehrgangs 
wurde am 5. Mai allen zur Begutachtung 
berufenen Stellen zugesandt, gleichzeitig auch 
Stellen, an deren Meinung wir Interesse 
hatten, ohne daß ihnen ein Recht zur Begut
achtung zustünde. Ich habe hier in der 
Hand die bezügliche Ausfertigung, aus welcher 
hervorgeht, daß alle Kammern, also auch der 
Arbeiterkammertag, befragt wurden, bis etwa 
zur Bundesorganisation der Kinderfreunde. 
Es kam von fast allen diesen St,ellen auch die 
entsprechende gutächtliche Äußerung zu uns. 

Wir bedauern daher, daß der Arbeiter
kammertag diese unsere Aussendung offenbar 
nicht als Gesetzesbegutachtungsverfahren ge
wertet, hat, was möglicherweise darin begründet 
sein mag, daß wir den Antrag nicht bis auf 
das lp,tzte Gesetzeswort durchgearbeitet aus
geschickt, sondern die einzelnen zur Gestaltung 
vorgesehenen Materien dargelegt haben, dies 
unter anderem deswegen, weil in zahlreichen 
Gesetzen, wie auch aus Ihrer Anfrage hervor
geht, gleichartige Regelungen notwendig wa
ren; wir sahen ja vor, daß der Name "Poly
technischer Lehrgang" umgeä.ndert wird, und 
das mußte in vielen Gesetzen durchgeführt 
werden. Um jetzt nicht alle diese Gesetze 
namentlich in das Begutachtungsverfahren 
schicken zu müssen, haben wir also nur die 
Grundsätze der Neuregelung zur Begutachtung 

116 
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in der Meinung ausgeschickt, damit dem 
Gesetzesbefehl Genüge zu tun. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Skritek : Ich glaube, Herr 
Minister, daß das nicht der Bestimmung des 
Arbeiterkammergesetzes entspricht, in der es 
heißt, Entwürfe von Gesetzen seien vor ihrer 
Einbringung in die gesetzgebende Körperschaft 
der zuständigen Arbeiterkammer und so weiter 
zur Stellungnahme beziehungsweise zur 
Begutachtung zu übenuitteln. Eine formlose 
Meinungseinholung kann natürlich dieses Be
gutachtungsrecht nicht ersetzen. Ich frage Sie, 
Herr Minjster : Kann der Arbeiterkammertag 
damit rechnen, daß er in Zukunft die Ent
würfe von Gesetzen, wie Sie sie beabsichtigen, 
sie in der Bundesregierung einzubringen, zur 
Stellungnahme erhalten wird 1 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Piffi-Percevic: Hier ist 
offenkundig eine Auffassungsvet schiedenheit 
möglich, und ich möchte nicht verzichten, 
in ähnlich gelagerten Fällen in gleicher Weise 
vorgehen zu können. Es ist bezeichnend, daß 
alle übrigen Körperschaften es so aufgefaßt 
haben, daß sie ordnungsgemäß zu dem Gesetz
entwurf befragt wurden . 

Die Frage, was ein Gesetzentwurf ist, 
ob er nun bis zum letzten Beistrich ausgeführt 
sein muß, um ein solcher Entwurf zu sein, 
oder schon wenn er die wesentlichen Elemente, 
das heißt alle Elemente der Regelung, nur 
noch nicht. in gesetzesmäßiger Sprache, ent
hält, als Entwurf anzusehen ist, das mag also 
eine Stleitfrage sein. Ich habe im Augenblick 
keine andere Materie im Auge, in welcher 
ähnlich vorgegangen werden sollte. Es wird 
also in den Materien, die in Vorbereitung sind, 
der volle Gesetzestext zugehen. 

Präsident : Danke, Herr Minister. 
Die Anfrage 12 wurde zurückgezogen. 

des Arbeitsamtbezirkes Wiener Neustadt ge. 
wohnt haben . Es ist anzunehmen, daß diese 
wieder als Pendler in anderen Betrieben 
Beschäftigung gefunden haben, da leider in 
ihren Heimatgemeinden keine Betriebe sind, 
die ihnen Arbeitsmöglichkeit bieten. Nach 
Rückfrage beim Arbeitsamt in Wiener Neustadt 
konnten wir leider keine Auskunft darüber 
bekommen, ob von den - außer den 200, von 
denen ich schon erwähnt habe, daß sie ja 
Pendler waren - ungefähr 360 Beschäftigten 
alle im Arbeitsamtbereich Wiener Neustadt 
Arbeit gefunden haben oder nicht. 

Präsident :  Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Wodica: Sehr geehrte Frau 
Bundesminister! Ich glaube, Sie sind mit mir 
einer Meinung , daß es natürlich für · einen 
Arbeitnehmer von ausschlaggebender Be
deutung ist, ,,,ie weit er täglich zur Arbeit 
fahren mu ß. Es ist richtig, daß ein Teil der 
bis zuletzt beschäftigten Rax-Werkler, wie 
Sie sagen etwas über 200, aus der näheren 
Umgebung Wiener Neustadt nach Wiener Neu. 
stadt eingependelt sind. Das konnten sie 
mit eigenen Fahrzeugen oder mit Autobussen 
oder mit der Bahn in sehr kurzer Zeit machen. 
Ich habe durch Umfrage feststellen können, 
daß leider im Höchstausmaß nur 50 der Im 

Rax-\-Verk Beschäftigten nach Schließung die
ses Werkes in vViener Neustadt ReIbst wieder 
Arbeit gefunden haben. Bedauerlicherweise 
sind dabei auch 30 Lehrlinge, die in der 
dortigen Lehl'werkstätte nach Schließung des 
Werkes ihre Ausbildung nicht abschließen 
konnten und ebenfalls zum Großteil in die 
weitere Umgebung der Stadt aus}Jendeln 
müssen. 

Meine Frage lautet daher, sehr geehrte Frau 
Bundesminister, da auch das Sozialministerium, 
und ich nehme an, zweifellos auch Sie daran 
interessiert sind, daß dort eine vollkommen 
intakte Betriebsstätte wäre, die auf rasche
stem Weg ·wiederum in nächster Nähe des 
Wohnortes einer großen Zahl von Arbeit

Bundesministerium für soziale Verwaltung nehmern Arbeit bieten könnte, ob Sie ange-
Präsident : 13 .  Anfrage : Abgeordneter Wo- sichts dieser Tatsache auch von seiten des 

dica (SPÖ) an die Frau Bundesminister für Sozialministeriums dahin wirken wollen, daß 
soziale Verwaltung, betreffend die ehemaligen diese Arbeitsplätze dort wieder geschaffen 
Rax-WeIke-Arbeiter. werden können. 

265/M 
Wieviel ehemalige Rax·\Verk -Arb eiter wur

den von den Arbeitsämtern auf auswärtige 
Arb eitsplätze vermittelt ? 

Präsident :  Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung Grete 
Rehor : "Verter Herr Abgeordneter ! Von elen 
557 Beschäftigten der Rax-\-Veeke Wiener Neu
stadt waren rund 200 Pendler, die außerhalb 

Präsident : Bitte, Frau Mini:,;ter. 

Bundesminister Gl'ete Rehor : Werter Herr 
Abgeordneter! Es ist selbstverständlich, daß 
ich persönlich und auch da� Ressort Interes8e 
daran haben, daß alle Arbeitnehmer, be. 
sonders aber Jugendliche und LehTlinge, die 
Möglichkeit hahen, ihren Arbeitsplatz am 
Wohnort zu finden und dadurch auch ihre 
Freizeit besser in An.c::;pr uch nehmen zu können 
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Bundesminister Grete Rehor 
als Pendler. Unser Ministerium hat die 
Absicht" in Verfolgung der bisherigen Ma ß
nahmen im Bereich der Arbeitsmmktpolitik, 
diese arbeitsmarktpolitischen Überlegungen 
weiterhin zu betreiben und zu versuchen, 
daß über das bisherigel\:Iaß hinaus sowohll'egional 
als auch strukturmäßig alles getan wird, um 
Betriebe in jene Gegenden zu bringen, die 
industriearm sind, und auch rechtzeitig vorzu
kehren, daß dort, wo Betriebe leider zum 
Erliegen kommen - und wir erleben ja das 
nicht nur in Wiener Neustadt bei den Rax
Werken, ('(ondern auch in anderen Industrie
orten -, neue Betriebe zustande kommen und 
eingerichtet werden. 

Präsident : Eine zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Wodka : Fran Bundesminister I 
Ihre Antwort nehme ich einigermaßen befrie
digt zur Kenntnis, "wenn sie auch am derzeitigen 
Zustand selbstverständlich nicht gleich Ab
hilte schaffen kann. Aber angesichts der 
Tatsache, daß leider gerade diese Industrie
stadt \!Viener Neustadt schon einmal ein In
dustriefriedhof geworden ü;t, daß gerade diese 
Industriestadt \Viener Neustadt, die bekannter
maßen die im Z\O'i'eiten \Veltkrieg am schwer
sten bbschädigte Stadt ganz Öst�,reichs "war, 
daß gerade diese Industriestadt vViener Nell
stadt, die selb.3t unter diesen schwierigen 
Umständen die grö ß t.en Al1stl engungen dahin 
gehend gemacht hat, Reil1dustlialisierllngs
möglichkeiten zu schaffen, und auch El'fol,!:!;c 
verzeichnen konnte , jetzt durch die�e 
Schließung nicht nur als Stadtgemeinde ge
schädigt wurde, sondern daß auch die Fami
lien dadurch schwcl'stcns geschädigt sind, 
möchte ich fragen : Wann glauben Sie, Frau 
Bundesminister, daß sich eine Möglichkeit 
abzeichnen könnte , daß dort wieder - wenn 
ich das so sagen darf - neues Leben in diese 
Betriebsstätte einziehen kann ? 

Präsident : Frau Bundesminister. 

Bundesminister Grete Rehor : Herr Abge
ordneter Wodica! Es ist mir sowie Ihnen 
bekannt, wie sich die Verhältnisse in Wiener Neu 
stadt in den 30 Jahren gestaltet haben und 
wie sie derzeit sind. Ich glaube daher, ein 
wesentlicher Unterschied ist festzustellt'n. Be
vor man heute nach Wiener Neustadt einfährt, 
sieht man eine ganze Reihe neuer großer gut
gehender Betriebe, die dort ansässig geworden 
sind, die immerhin - ich glaube nicht fehl
zugehen - mindestens 1000 bis 2000 \veib
lichen und männlichen Arbeitern Arbeits
möglichkeit schaffen. Es wil d selbstverständ
lich das Bestreben sein, in Zusammenarbeit 
mit der Arbeitsmarktverwaltung des Amts
bereiches 'Viener Neustadt als auch mit den 

Vertretern der zuständigen Interessenvertre
tungen der 'Virtschaft und der Arbeitnehmer 
alles zu tun, um wieder neue zusätzliche 
Betriebe nach Wiener Neustadt zu bekommen. 

Präsident : 14. Anfrage : Abgeordneter MelteJ 
(F PÖ) an die Frau Bundesminister, betreffend 
Senkung des Arbeitslosenversicherungsbei
trages. 

241/M 

\Volchen St.andpunkt beziehen Sie gegen
über dm' Fordenmg der BundeskaJl1mer der 
gewerblichen Wirtschaft nach Senkung des 
Al'beitslos('nyersichenmgsboit.rages ? 

Präsident : Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Grete Rehor : Werter Ren 
Abgeordneter! Zu Ihrer Anfrage möchte ich 
folgendes sagen : Gemäß § 64 Abs. 4 des 
Arbeit.slosenversicherungsgesetzes ist der 
Al'bcjtslosen\�ersichernng8beitrag dann zu sen
ken, wenn der Reservcfonds die Höhe der 
durchschnittlichen jähr lichen Einnahmen an 
Arbeitslosenversicherungsbeiträgen in. den 
letzten fünf Jahren übeI'schreit�t. Der Geld
stand i m  Resel'vefonds am 3 ] . 12. 1965 
beträgt 997,6 M"illionen Schilling. \Venn 
man (1:1s durchschIlit U iche jiihrliche Bei trags
aufkommen der letzten fünf Jahre überprüft, 
beträgt dieses 1074 Mi1lionen SchiUing, ist 
also noch immer höher als der Heservestand. 
Es scheint domgemäß entsprechend der gesetz
lichen Bestimmungen keine Veranlassung zu 
sein, den Beitrag fül die Arbeitslosenversiche
rung zu senken. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Melter : Sehr geehrte Frau 
Bundesminister ! Darf ich Sie zusätzlich fragen, 
ob Sie nicht eher daran denken, die Leistungen 
aus dem Titel der Arbeitslosenversicherung, 
insbesondere die Mütterbetreuung, zu ver
bessern, bevor auch bei Überschreiten der 
festgesetzten Grenze etwa an eine Herabsetzung 
des Beitrages gedacht wird. 

Bundesminister Grete Rehor : Herr Abge
ordneter ! Es ist richtig, wir denken daran, 
eine Novelle zum Arbeitslosenversicherungs
gesetz zu schaffen, die bessere Leistungen 
ermöglicht. Auch aus dieser Situation wird 
aber zunächst sicherlich nicht an eine Senkung 
des Arbeitslosenversicherungsbeitrages zu den
ken sein. Im übrigen muß auch dal'an gedacht 
werden - ich habe das gerade in einem 
anderen Zusammenhang dem Herrn Abge
ordneten "\Vodica verständlich gemacht, aber 
er weiß es auch selbst -, daß im Bereich 
der Arbeitsmarktpolitik Maßnahmen zu setzen 
sind, die vi'esentliche GelOmittel in Anspruch 
nehmen. 
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damit auch das flache Land zum automatischen 

Frau Telephon kommen wird . 
Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Melter : Sehr geehrte 
Bundesminister! Mitteilungen ist zu ent
nehmen, daß die Zahl der Arbeitslosen gegen
über dem vergangenen Jahr doch fühlbar 
angestiegen ist. Zeigt sich hierin etwa eine 
Tendenz, daß die Beschäftigungslage ungünsti
ger wird und daß dadurch allenfalls Befürch
tungen für eine wesentlich stärkere Inanspruch
nahme des Reservefonds gegeben sind � 

Präsident : Frau Minister. 

BUll(�sminister Grete Rehor : Herr Abge
ordneter! Solche Bedenken sind im Augen
blick anscheinend nicht notwendig. Es gibt 
Strukturveränderungen, die Ihnen und mir 
bekannt sind : im Bereich des Kohlenberg
baues, im Bereich anderer Produktionszweige 
- .  ich möchte sie jetzt nicht im Detail auf
zeigen. Ich kenne die Verhältnisse genall. 
Es gibt also Struktm veränderungen. Die 
Zahl der Arbeitslosen ist auf Grund des Aus
weises vom 30. Juni 1966 im Verhältnis zum 
gleichen Zeitraum 1965 nicht gestiegen, aber 
es haben sich Veränderungen ergeben. 

Dazu kommt, daß mit 30. Juni 1966 rund 
42.000 Fremdarbeiter in Österreich Beschäfti
gung gefunden haben. Eine Besorgnis hin
sichtlich der Beschäftigungsmöglichkeit scheint 
im Augenblick nicht notwendig zu sein, aber 
es haben sich Veränderungen in den Möglich
keiten für bestimmte Bereiche und Produk
tionszweige ergeben. 

Präsident : Danke, Frau Minister. 

Bundesministerium für Verkehr und verstaat
lichte Unternehmungen 

Präsident : 15.  Anfrage : Abgeordneter Neu
mann (Ö V P) an den Herrn Bundesminister 
für Verkehr und verstaatlichte Unternehmun
gen, betreffend Verdichtung des Telephon
netzes. 

210jM 
'Welche Maßnahmen sind beabsichtigt, u m  

eine möglichst große Verdichtung des Tele
phonnetzes insbesondere auf dem flachen Land 
zu erreichen ? 

Präsident : Bitte, Herr Bundesminister. 
Bundesminister für Verkehr und verstaat

lichte Unternehmungen Dr. Dipl.-Ing. Ludwig 
Weiß : Hen Abgeordneter ! Das Fernsprech
betriebs-I nvestitionsgesetz ermöglicht es, all
jährlich eine gewisse Anzahl von neuen An
schlüssen herzustellen beziehungsweise die 
Automatisierung in Österreich fOI tzusetzen. 
Das Fernsprechbetriebs-Investitionsgesetz sieht 
ungefähr vor, daß in zirka drei Jahren ganz 
Österreich automatisiert sein wird und daß 

Präsident : 16. Anfrage: Abgeordneter Ing. 
Kunst (S PÖ) an den Herrn Verkehrsminister, 
betreffend Fernsprechanschlüsse. 

144jM 
Sind Sie, Herr Bundesministe r, bereit, dafür 

zu sorgen, daß die 600 angemeldeten Fern
sprechteilnehmer, denen ein Anschluß bereits 
bewilligt wurde, mmmehr auch die erforderlichen 
Apparate ehestens erhalten 1 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bu ndesminister Dr. Dipl . -Ing. Weiß : 
Herr Abgeordneter! Ich nehme an, daß 
es sich bei diesen 600 Apparaten um Apparate 
in Wien handelt und daß es sich wirklich 
um Apparate handelt. Dazu kann ich Ihnen 
sagen, daß zwei Firmen mit der Herstellung 
von Telephonapparaten beschäftigt sind, daß 
augenblicklich Wandapparate in Serie her
gestellt wurden und daß nunmehr wieder die 
Tischapparate in Arbeit sind. Ich kann 
Ihnen sagen, daß augenblicklich alle Apparate 
in Auslieferung begriffen sind . 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter lug. Kunst : Herr Minister ! 
Seit der Verlegung des Koaxialkabels ist die 
Anzahl der Fernsprechteilnehmer enorm ge
stiegen. Dadurch ist nicht nur die Fernsprech� 
abteilung, sondern die ganze Post budget
mäßig aktiv geworden . Jeder vernünftige 
Geschäftsmann würde trachten, diese Mehr
einnahmsquellen sofort zu erschließen. Ich 
schätze, daß in Tirol und Vorarlberg dadurch, 
daß Anschlüsse nicht rechtzeitig vorgenommen 
werden, Ihrem Ressort monatlich zirka 30 .000 S 
Mehreinnahmen entgehen, und bin daher der 
Meinung, daß man die zusätzlichen Mehrein
nahmen, welche diese Investitionen erbringen, 
dazu verwenden soll, rechtzeitig dafür Vor
bereitungen zu treffen, daß diese Investitionen, 
die angemeldet werden, durchgeführt werden 
können. (Ruf bei der Ö V  P: Wo bleibt die 
Frage ?) Es handelt sich bei der Zahl von 
600 Teilnehmern um Tiroler und Vorarlberger, 
die seit Monaten vergeblich auf einen Telephon
anschluß warten. Ich bin daher der Meinung, 
daß diese Menschen als Fremdenverkehrs
unternehmer, als Geschäftsleute und als Pro
duzenten das Recht haben, rechtzeitig in den 
Besitz ihres Apparates zu kommen, wenn 
sie die Anschlußgebühren gezahlt haben 
(Zwischenrufe - der Präs ident  gibt das 
Glockenzeichen) ,  damit sie nicht wirtschaftlich 
Schaden erleiden. 

Ich frage Sie daher : Sind Sie bereit, Herr 
Minister, dafür zu sorgen, daß diese zusätz
lichen Mehreinnahmen für Investitionen ver-
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Ing. Kunst 

wendet werden, und sind Sie bereit, dafür 
zu sorgen, da ß diese Menschen, die seit Monaten 
die Anschlußgebühren gezahlt haben, endlich 
auch in den Genuß ihrer Anschlüsse kommen ? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

nur 30 Züge. Eine eingleisige Strecke ist 
in der Lage, 70 bis 80 Züge im Tag aufzu
nehmen. Demgegenüber hat zum Beispiel 
die Arlbergstrecke im JahTe 1964 eine durch
schnittliche Tagesleistung von 67 Zügen, im 
Jahre 1965 eine solche von 64 Zügen gehabt. 

Bundesminister Dr. Dipl.-Ing. Weiß : Ähnlich sind die Verhältnisse auf der Tauern-
Herr Abgeordneter t Es ist mir nicht bekannt, bahn, wo es Spitzenleistungen von mehr als 
daß in Tirol und in Vorarlberg deshalb, weil 100 Zügen im Tag gibt. Es ist nun die 
die Kapazität dort erschöpft ist, die Apl;arate Situation so, daß die Erhaltung eines Gleises 
nicht geliefert werden beziehungsweise keine Geld kostet und daß selbstverständlich in 
Anschlüsse gemacht werden, obwohl diese dem Augenblick, in dem wir zur Elektriflzi01'ung 

bereits bezahlt wurden. Die Situation in schreiten, auf einer zweigleisigen Strecke beide 
Tirol und in Vorarlberg ist mir an sich sehr Gleise überspannt 'werden müssen. Um diese 
genau bekannt. Es sind Tausende, die auf Kosten einzusparen - es handelt sich um 

einen Anschluß warten, aber es ist mir nicht ziemlich hohe Kosten -, hat die Bundesbahn 

bekannt" da ß die bereits Anschlußgebühren I bereits vor längerer Zeit auf der Strecke 
gezahlt haben. I Puntigam-Leibnitz das zweite Gleis abge-

.. . .  . I 
tragen, ohne daß irgendwelche betrieblichen 

.
Pr�slde�t :  ZweIte Zusatzfrage ; aber, bItte, Sclnvierigkeiten eingetreten sind. Der'3elbe 

wnkhch eme Frage. Vorgang ist auf der Strecke Leibnitz-Spiel-
Abgeordneter lug. Kunst : Mir ist bekannt, feld-Straß beabsichtigt. 

daß viele Teilnehmer seit vielen Monaten 
schon die Anschlußgebühren gezahlt haben. 
Ich selbst habe am 8. Juni 1 966 die Gebühren 
eingezahlt und habe auch bis zum heutigen 
Tage den Apparat noch nicht bekommen 
(Heiterkeit bei der Ö V P) , weil kein Telephon
apparat vorhanden ist. (Abg. Kremp l: Jetzt 
wissen 'Wir es !) 

Präsident : Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Dipl.-Ing. Weiß : 
Herr Abgeordneter ! Bezüglich der Telephon
apparate habe ich Ihnen gesagt, daß sich 
diese in Auslieferung befinden. (Abg. Ze i l l in
ge r: Wenn das einem Abgeordneten p assiert, 
ist das p einlich !) 

Präsident: 17 .  Anfrage : Abgeordneter MeißI 
(FPÖ) an den Herrn Verkehrsministel', be
treffend Streckengleis Leibnitz-Spielfeld. 

188jM 
Aus welchen Gründen hat die Baudirektion 

der Österreichischen Bundesbahnen den Auf
trag gegeben, das zweite Streckengleis Leib
nitz-Spielfeld abzutragen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Dipl.-Ing. Weiß: 
Herr Abgeordneter ! Es ist Ihnen bekannt, 
daß nach dem Kriege eine sehr bedeutende 
Ver1agerung der Verkehrsströme in Österreich 
eingetleten ist. Linien, die früher sehr stark 
befahren waren, weisen heute nur einen 
geringen Verkehr auf, während andere Linien 
in den letzten Jahren eine wesentliche Ver
stärkung des Verkehrs erfa,hren haben. 

Auf der Strecke von Graz nach Spielfeld 
haben laut Betriebsleistungsausweis im Jahre 
1 964 31 Züge im Tage verkehrt, im Jahre I H65 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter MeißI: Sehr geelu: tel' Herr 
Bundesminister ! Ich nehme diese Zahlen, 
die Sie genannt haben, zur Kenntnis, aber 
ich bin auch darüber unterrichtet, daß die 
Absicht besteht, den Verkehr nach Jugoslawien 
hinunter wieder zu intensivieren. Soweit ich 
unterrichtet bin, ist außerdem auf der Strecke 
von Spielfeld nach Radkersburg der Bau 
einer Eisenbahnbrücke geplant, wodurch man 
auch diese Strecke wieder beleben will ? Halten 
Sie es, so frage ich aus diesen Gründen, 
doch für richtig, das zweite Gleis abzubauen , 
und wird sich das nicht vielleicht s]Jäter als 
ein Schildbürgerstreich herausstellen ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Dipl.-Ing. Weiß : 
Herr Abgeordneter ! Dieses zweite Gleis er 
fordert verschiedene Aufwendungen. In den 
nächsten zwei Jahren werden nur für das 
zweite Gleis an Aufwendungen für den Unter
bau 2,8 Millionen Schilling notwendig sein, 
für den Brückenbau 0,4 Millionen Schilling, 
für den Oberbau 7,3 Millionen Schilling. In 
die Erhaltung des zweiten Gleises, das augen
blicklich nicht gebraucht wird, müßten also 
10,5 Millionen Schilling hineingesteckt werden. 
Wenn sich der Verkehr wirklich so stark steigern 
sonte, daß das eine Gleis nicht mehr in der Lage 
ist, den ganzen Verkehr aufzunehmen, dann 
wird es nicht der geringsten Schwierigkeit 
unterliegen, das zweite Gleis dort wieder zu 
verlegen. 

Präsident: Die 60 Minuten der Fragestunde 
sind abgelaufen, somit ist die Fragestunde 
b e e nd e t. 
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Präsident 

Den in der 2 1 .  Sitzung bekanntgegebenen 
Bericht des Bundesministers für Justiz, be
treffend die IV. Konferenz der europäischen 
Justizminister (Berlin, 25. bis 27. Mai 1966), 
w e i s e  ich dem Justizausschuß zu .  

E i ng e l a n g t  sind : 
Bericht des BundeRkanzlers betreffend Er

mächtigung der Bundesregierung an den Bun
desminister für Landesverteidigung zur Ve1"
fügung über das Bundesheer und 

Bericht des Bundesministeriums für Fi
nanzen über die Veräußerung von unbeweg
lichem Bundeseigenturn im vierten Viertel
jahr 1964 . 

Diese heiden Berichte werde ich gemäß 
§ 41 Abs . 4 Geschäftsordnungsgesetz in der 
nächsten Sitzung zur Zuweisung bringen. 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, die 
Debatte über die Punkte 5 und 6 der Tages
ordnung unter einem abzuführen. Es sind dies 
zwei Berichte des Verfassungsausschusses 

betreffend den vom Bundeskanzler vorge
legten Bericht des Verwaltungsgerichtshofes 
über seine Tätigkeit im Jahre 1964 (130 der 
Beilagen) 

sowie über den Bericht der Bundesregierung 
betreffend den Tätigkeitsbericht des Verwal
tungsgerichtshofes über das Jahr 1964 (131 der 
Beilagen).  

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
wird zuerst der Berichterstatter seine beiden 
Berichte geben, sodann wird wie üblich die 
Debatte über beide Punkte gemeinsam abge
führt werden. Die Abstimmung erfolgt selbst
verständlich getrennt. Wird dagegen ein 
Einwand erhoben � - Das ist nicht der Fall. 
Die Debatte über Punkt 5 und 6 wird daher 
unter einem vorgenommen. 

1. Punkt : Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (82 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Staatsbürgerschafts
gesetz 1965 abgeändert wird (133 der Beilagen) 

Staatsbürgerschaftsnachweise ausstellen kön
nen. Weiters wurde eine Abänderung im Titel 
des Gesetzentwurfes beschlossen. In der Re
gierungsvorlage hieß es "a bgeändert wird" , 
in der Anlage des Berichtes des Verfassungs
ausschusses heißt es "ergänzt wircl" . 

Der Verfassungsausschuß hat die Regierungs
vorlage in seiner Sitzung am 28. Juni 1966 
in Verhandlung genommen und nach einer 
Debatte, in der außer dem Berichterstatter 
die Abgeordneten Dr . Pittermann, Czettel, 
Dr. Gruber, Dr. van Tonge] , Dr . Broda, 
Dr. Hauser, Ing. Scheibengraf, Dr. Kranzlmayr 
und der Ausschußobmann sowie Bundes
kanzler Dr. Klaus zum Gegenstand das Wort 
ergriffen, mit Stimmeneinheit angenommen. 

Im Auftrage des Verfassungsausschusses 
stelle ich somit den Antrag, der Nationalrat 
wolle dem dem Bericht des Verfassungsaus
schusses angeschlossenen Gesetzentwurf die 
yerfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Ferner beantrage ich, General- und Spezial
debatte unter einem durchzufühl en. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner (der soeben 
den Vorsitz übernommen hat) : Danke. Es ist 
beantragt, Gelleral- und Spezialdebatte unter 
einem dmchzuführen. - Ein Widerspruch 
wird nicht erhoben. Wir gehen in die Debatte 
ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Gruber. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Joscf Gruber (ÖVP) : 
Herr Präsident ! Hohes Haus ! Meine Damen 
und Herren ! Ich habe mich zu dieser Regie
rungsvorlage zum Wort gemeldet, weil in 
der Presse ungenaue und irreführende Meldun
gen erschienen sind, als diese Regierungs
vorlage im Verfassungsausschuß behandelt 
wurde. 

Wir haben in der letzten Sitzung der 
Frühjahrssession 1965 das Staatsbürgerschafts
gesetz 1965 verabschiedet. Damals ist zu 
diesem Gesetz keine Wortmeldung erfolgt, 
weil am letzten Tag bereits eine gewisse 

Präsident : vVir gehen in die T a g e s o r d nu n g  Ferienstimmung vorhanden war . (Abg. Doktor 
ein und gelangen zum 1. Punkt : Abänderung van T o n  gel: Das stimmt nicht 1 I eh habe 
des Staatsbürgerschaftsgesetzes 1 965. geredet I) Entschuldigung, Herr Kollege van 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Tongel , ich habe in Erinnerung gehabt, naß 
Grundemann-Falkenberg. Ich bitte ihn um niemand geredet hat, aber ich nehme da.s 
seinen Bericht.. gerne zur Kenntnis. (Abg. Dr. van Tongel: 

Berichterstatter Grundemann _ Falkenberg : Sie ware'n sogar sehr unwillig darüber ! - H eiter

Herr Präsident ! Hohes Haus ! Anläßlich keit.) Das ist durchaus möglich. 

d81 Beratung der Regierungsvorlage 82 der Der Herr Abgeordnete Ing. Scheibengraf 
Beilagen, betreffend eine Novelle zum Staats- ist der Vorsitzende des Unterausschusses 
bürgerschaftsgesetz 1965, wurde zu dem von gewesen. In diesem Unterausschuß wurde 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzent- sehl lange über dieses Gesetz beraten, und 
wurf die grundlegende Abänderung vOlge- man kann sagen, daß sich die Abgeordneten 
schlagen, derzufolge bis zum 3 1 .  Dezember 1 966 wirklich große Mühe mit dem Gesetz gemacht 
auch die Bezirkshauptmannschaften weiterhin I haben. Es könnte also der Eindruck ent-
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stehen, es ist trotzdem schlechte Arbeit ge
leistet worden, weil das Gesetz bereits wieder 
novelliert werden muß, nachdem es erst 
1 3  Tage in Kraft ist. Ich darf also die Frage 
beantworten, warum bereits eine Novelle 
vorliegt. 

Das Staatsbürgerschaftsgesetz 1 965 sieht 
unter anderem vor, daß die Gemeinden nun 
eine StaatsbürgerschaftsevidenL; einzurichten 
und zu fühlen haben. Diese Bestimmung 
ist insofern nicht neu, als ja bereits früher 
die Gemeinden die Heimatrollen geführt haben. 

Weiters werden nun die Gemeinden dazu 
verpflichtet sein, auch Staatsbürgelschafts
nachweise und andere Bescheinigungen in 
Staats bürgerschaftsangelegenheiten a uszu
stellen. Diese Bestimmung ist allerdings neu. 
Sie wurde aber in das Staatsbürgerschafts
gesetz über ausdrücklichen Wuns\;h der Ge
meinden aufgenommen, und man darf dazu 
sagen : auch im Interesse der Bevölkerung, 
weil nun der einzelne Staatsbürger, der einen 
Staatsbürgerschaftsnach"\veis benötigt, nicht 
mehr gezwungen sein soll, zur Bezirkshaupt
mannschaft ;w fahren, sondern bereits bei 
seiner Wohnsitzgemeinde den Staatsbürger
schaftsnachweis beantragen kann. Bisher 
haben die Staatsbürgersehaftsnachweise die 
Bezir kshauptmannschaften ausgestellt . 

Im Gesetz ist ferner vorgesehen, daß es 
zur Bildung von Gemeindeverbänden kommt, 
nämlich in jenen Fällen, wo die Gemeinden 
wegen der geringen Größe und der zu geringen 
Ausstattung mit Personal nicht in der Lage 
sind, diese verwaltungsmäßige Neuarbeit zu 
leisten. 

Im § 47 Abs. 1 des Staatsbürgerschafts
gesetzes heißt es, daß in den Fällen, wo Ge
meindeverbände zur Besorgung von Personen
standsangelegenheiten gebildet sind, diese Ge
meindeverbände kraft Gesetzes nun auch die 
Staats bürgerschaftsangelegenheiten behandeln. 

Schließlich ist noch ein Punkt in diesem 
Zusammenhang erwähnenswert, das ist die 
Kostenfrage. Das Gesetz sieht vor, daß für 
die Führung und Einrichtung der Staats
bürgerschaftsevidenz den Gemeinden Kosten
ersätze durch die Landesregierungen zu leisten 
sind. Das ist ausdrücklich im Bericht des 
Verfassungsausschusses vor einem Jahr fest
gehalten worden. Nach Ansicht des Ver
fassungsausschusses sind bei der Kosten
regelung drei Gruppen von Gemeindeaufgaben 
zu unterscheiden : erstens die Ausstellung 
von Staatsbiirgerschaftsnachweisen und sonsti
gen staatsbürgerschaftsrechtlichen Bescheini
gungen, zweitens die Bekanntgabe von Mit
teilungen und die Erteilung von Auskünften 
und drittens die Führung der Staatsbürger
schaftsevidenz. 

Während für die ersten zwei Aufgaben
ge biete den Gemeinden keine Kosten ersetzt 
werden, haben sie für den dritten Punkt 
von den Landesregierungen Kostenersatz zu 
beanspruchen. 

Darf ich zu der Frage, welche Neuregelung 
nun die N ovel1e bringen sollte, sagen, daß 
sich die Gemeinden nicht in der Lage gesehen 
haben, diese Arbeit bereits mit 1. .Juli 1966 
zu übernehmen. Es ist mitgeteilt worden, 
daß die Gemeindeverbände vielfach noch nicht 
gebildet seien. Dies trifft insbesondere für 
die Bundesländer Niederösterreich, Steiermark 
und Tirol zu. Hiezu ist zu bemerken, daß 
es in Niederösterreich und in del Steiermark 
sehr viele Klein- und Kleinstgemeinden gibt, 
die nicht einmal einen Angestellten haben, 
sodaß es hier natürlich sehr schwierig wäre. 
diese Staatsbürgerschaftsangelegenheiten zu 
besorgen. Etwas anders ist die Situation in 
Tirol, da nach meiner Information in Tirol 
keine Gemeinde ohne Gemeindesekretär exi
stiert. 

Es wurde aber auch ins Treffen geführt, 
daß die Beamten noch nicht genügend ein
geschult seien und sich die Gemeinden des
wegen bemüht haben, den Wirkf:lamkeits
beginn dieses Staatsbürgerschaftsgesetzes 
wenigstens auf den 1. Jänner 1 967 hinauszu
schieben. 

Es darf dazu aber auch gesagt werden, 
daß in der Frage des KosteneI satzes eine 
Schwierigkeit aufgetreten ist. Das Staats
bürgerschaftsgesetz sieht vor, daß zur Be
lechnung des Kostenersatzes die Jahresmitte 
herangezogen werden soll. Wie viele Fälle 
in der Staatsbürgerschaftsevidenz zur Jahres
mitte vorhanden sind, das soll zur Grundlage 
des Kostenersatzes genommen werden. 

Das Gesetz sollte ja mit 1. Juli 1966 in 
Kraft treten - es ist tatsächlich auch in 
Kraft getreten -, am 30. Juni 1966 hat es 
aber noch keine Staatsbürgerschaftsevidenzen 
gegeben. Deswegen weigern sich viele Landes
regierungen, den Gemeinden die für die zweite 
Hälfte 1966 auflaufenden Kosten zu ersetzen. 

Ich darf hiezu sagen, daß im Bundesland 
Oberösterreich sowohl die Vorbereitungen auf 
Gemeindeebene als auch auf Beamtenebene 
abgeschlossen sind, daß aber auch bereits 
die Geldbeträge an die Gemeinden angewiesen 
sind. Das ist ein Beweis dafür, daß das Gesetz 
ohne weiteres durchzuführen wäre, wenn sich 
die entsprechenden Stellen und Institutionen 
rechtzeitig um die Vorbereitung bemüht hätten. 
Ich darf hier einflechten, daß der Gesetzgeber 
ja von Anfang an doch ein ganzes Jahr Legis. 
vakanz gegeben hat, ein ganzes Jahr war 
Zeit dafür, Vorbereitungen im Hinblick auf 
die Schulung der Beamten und auf die Bildung 
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der Gemeindeverbände zu treffen. Ich glaube, 
daß es für den Bundesgesetzgeber keine sehr 
erfreuliche Situation ist, wenn man nun 
unmittelbar vor Inkrafttreten des Gesetze::, 
vor die Situation gestellt wird, eine Novelle 
zu beschließen, um den Wirksamkeitsbeginn 
hinauszuschieben. Wenn "vir heute die Re
gierungsvorlage in ihrer ursprünglichen Fassung 
beschlossen hätten, hätte sich der gl'oteske 
Fall ergeben, daß zwar am 1 .  Juli 1966 das 
neue Staatsbilrgerschaftsgesetz in Kraft ge
treten wäre, wir aber heute den Beschluß 
zu fassen gehabt hätten, daß das Gesetz 
bis zum 3 1 .  Dezember wieder außer Kraft 
tritt und daß am 1 .  Jänner 1967 das Staats
bürgerschaftsgesetz wieder in Kraft tritt. 

Ich möchte zum Abschluß meiner Aus
führungen zwei Bitten aussprechen. Die eir,e  
Bitte richtet sich an die Gemeinden, daß sie 
ihre Bemühungen verstärken, damit sie den 
Ansprüchen, die das Staatsbürgerschaftsgesetz 
an sie stellt, auch tatsächlich gerecht werden 
können, das hei ßt, daß die Gemeindeverbände 
unverzüglich gebildet werden und daß die 
Beamtun auch, soweit das bis jetzt nicht 
geschehen ist, in diese neue Rechtsmaterie 
eingeführt werden. 

Als zweite Bitte darf ich noch einmal 
aussprechen, daß die Länder die Kostenfrage 
dem 'Willen des Gesetzge bers gemäß regeln 
und die Gemeinden auch in finanzieller Hinsicht 
zu ihrem Recht kommen. 

'ViI' werden selbstverständlich dem Gesetz
entwurf in der Fassung des Ausschußberichtes 
gerne unsere Zustimmung geben. (Be'ifall bei 
der ÖVP.j 

Es war uns im Verfassungsausschuß voll
kommen klar, daß eine solche Vorgangsweise 
nicht möglich ist . Es ist im Verfassungsaus
schuß daher ein Abänderungsantrag einge
bracht worden, der dann auch zum Beschluß 
erhoben wurde und folgende Regelung vorsieht : Präsident Dipl . -Ing. Waldbrunner : Als näch

Das Staatsbürgerschaftsgesetz tritt mit 1 .  Juli stem Redner erteile ich dem Herrn Abge-

1966 in Kraft und bleibt auch in Kraft .  ordneten Spielbüchler das Wort. 

Die Gemeinden müssen daher bereits ab Abgeordneter Spielbüchler (SPÖ) :  Hohes 
diesem Datum die StaatsbürgeIschaftsevidenz Haus ! Meine Damen und Herren ! Zu dem 
führen ; allerdings können - und das ist vorliegenden Gesetz möchte ich nur eine 
praktisch der Inhalt der Novelle - bis zum ganz kurze Feststellung machen. Die vor-
1 .  Jänner 1967 neben den Gemeinden auch liegende Gesetzesnovelle wäre das ist 
weiterhin noch die Bezirkshauptmannscha.ften meine persönliche Auffassung - wirklich 
Staatsbürgerschaftsnachweise ausstellen. Da- nicht notwendig gewesen, wenn die mit der 
durch sind die Gemeinden in jenem Punkt Durchführung des Staatsbürgerschaftsgesetzes 
entlastet, der für sie eigentlich die größten betrauten Verwaltungsstellen wirklich recht
Schwierigkeiten bringt. zeitig alle Vorbereitungen getroffen und alles 

Keine Regelung sieht die Novelle bezüglich vorgekehrt hätten, damit dieses Gesetz zeit
der Kostenfrage vor . Es bleibt also bei der gerecht zur Anwendung kommen kann. Vor 
ursprünglichen Formulierung des Gesetzes, allem hätten alle Bundesländer rechtzeitig 
wonach für die Errichtung und Führung der diese Vorbereitungen treffen müssen. Das ist 
Staatsbürgerschaftsevidenz den Gemeinden die leider nicht der Fall gewesen. Man muß 
Kosten von den Ländern zu ersetzen sind. immer wieder feststellen, daß wir hier Gesetze 
Ich glaube, daß es eine Selbstverständlichkeit beschließen, die entsprechende Fristen bis 
ist, daß die Länder nun auch den Gemeinden zum Inkrafttreten beinhalten, und daß sich 
die Kosten für das zweite Halbjahr 1 966 die Verwaltung, je länger diese Fristen sind, 
ersetzen und daß sie sich nicht darauf berufen, desto mehr Zeit läßt, die Vorbereitungen 
daß am 30. Juni Staatsbürgerschaftsevidenzen zu treffen, die zur Durchführung notwendig 
auf Grund des Gesetzes noch nicht vorhanden wär en. Ich könnte eine Menge solcher Gesetze 
waren. Wollten sich die Länder hier um ihre hier anführen, bei denen genau dasselbe 
Kostenverpflichtung herumdrücken, so hieße passiert ist. 
das den sehr deutlich geäußerten Willen des Das Staatsbürgerschaftsgesetz - mein Vor-
Gesetzgebers umgehen. redner hat es bereits gesagt - haben wir 

Ich möchte noch dazu sagen, daß für im Juli 1965 in der letzten Sitzung 
die Gemeinde Wien beziehungsweise für das des Nationalrates beschlossen. Es wurde 
Bundesland Wien und die Städte mit eigenem im August kundgemacht. Nun ist also 
Statut diese Novelle eigentlich keine Änderung wirklich ein ganzes Jahr für die durch
der Rechtslage bringt, weil diese Gemeinden führenden Verwaltungsstellen Zeit gewesen, 
ja Bezirksverwaltungsbehörde und Gemeinde die notwendigen Vorbereitungen zu treffen. 
in einem sind und für diese Städte und Ge- Es kann mir niemand einreden, daß es inner
meinden die Regelung so bleibt, wie sie halb dieser Jahresfrist nicht möglich gewesen 
bereits seit dem Vorjahr beziehungsweise seit wäre,  die notwendigen Vorbereitungen auch 
dem 1. Juli 1966 in Kraft getreten ist. wirklich zu treffen. Letzten Endes ist es 
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um gar nichts anderes gegangen, als recht
zeitig den Gemeinden die entsprechenden 
Vordrucke zu übergeben, rechtzeitig die ein
heitliche Evidenz zur Verfügung zu stellen 
und schließlich die Schulungen, die nun 
einmal für ein solches Gesetz bei den Ge
meinden notwendig sind, auch wirklich durch
zuführen. 

Mein Vorredner, der Herr Abgeordnete 
Gruber, hat es bereits gesagt : In Oberösterreich 
macht uns das absolut keine Schwierigkeiten. 
Dort hat die Landesregierung rechtzeitig alle 
Vorbereitungen getroffen, und es haben - was 
zumindest meinen Bezirk anlangt - alle 
Gemeinden mit 1. Juli anstandslos anfangen 
können, die Staatsbürgerschaftsnachweise im 
Interesse der Staatsbürger auszustellen. 

Das wollte ich kurz sagen. Ich glaube, 
wir dürfen es einerseits den Verwaltungen 
nicht unmöglich machen, Gesetze zeitgerecht 
durchzuführen - das tut der Gesetzgeber 
auch nicht -, aber andererseits dürfen wir 
es den Verwaltungen auch nicht zu leicht 
machen, daß sie bei den ohnehin schon langen 
Fristen bis zu den letzten Wochen nichts 
unternehmen und dann zum Gesetzgeber 
kommen und sagen : Wir können das Gesetz 
nicht rechtzeitig durchführen. Nicht einmal 
die kleinen Gemeinden, die Gemeindeverbände 
bilden müssen, wären in der Lage gewesen, 
diese Arbeiten innerhalb des Jahres durch
zuführen. Aber letzten Endes ist das von 
der Arbeit der Landesregierungen und deren 
Gemeindereferaten abhängig gewesen. Die 
Vorbereitungen hätten also wirklich recht
zeitig getroffen werden müssen, und ich 
möchte noch einmal sagen : Wir dürfen es 
den Verwaltungen nicht so leicht machen, 
daß sie dann einfach, nachdem sie drei viertel 
Jahre nichts getan haben und im letzten 
Vierteljahr nicht mehr zusammengekommen 
sind, zum Gesetzgeber kommen und sagen : 
Jetzt müßt ihr die Frist verlängern I 

Beim vorliegenden Gesetz handelt es sich 
praktisch wirklich nur darum, daß für die 
Gemeinden und für die Gemeindeverbände, 
die auf Grund der von mir geschilderten 
Situation nun nicht in der Lage sind, die 
Staatsbürgerschaftsnachweise auszustellen und 
die Evidenz zu beginnen, die zuständige 
Bezirkshauptmannschaft vorübergehend bis 
zum 1. 1. 1967 weiterhin die Staatsbür·ger
schaftsnachweise ausstellt .  Deshalb werden 
wir selbstverständlich für diese Novelle stim
men. (Beifall bei der SPÖ.j 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Deba,tte 
ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf ein 
Schlußwort. Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t immung wird der Gesetz
entwurf in der Fassung des A usschußbel'ichtes 
mit der Titeländer'ung in zwei t e r  und dri t t er  
Le8ung e in s t immig  zum B e s c hluß erhoben. 

2. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget
ausschusses über die Regierungsvorlage (91 der 
Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das Wohn
haus-Wiederaufbaugesetz neuerlich abgeändert 

wird (175 der Beilagen) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : '�,Tir kom
men zum 2. Punkt der Tagesordnung : Neuer
liche Abänderung des Wohllhaus-Wiederauf
ba ugesetzes. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dipl.-Ing. Fink. Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Dipl.-Ing. Fink : Hohes Haus ! 
Dieser Gesetzentwurf enthält etwas sehl' Er
freuliches, ja man könnte sogar, auch wenn 
man dazu gar nicht veranlagt ist, im Superlativ 
sagen : 'N egweisendes, ja Bahnbrechendes, näm
lich eine echte Verwaltungsreform. Die Beiträge 
nach dem Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz sol
len nämlich nach oben erstarren. Falls jedoch 
geänderte Verhältnisse eine Beitragsermäßi
gung rechtfertigen würden, kann nach wie 
vor eine solche beantragt werden. 

Durch diese verwaltungsmäßige Erleichte
lUng kann das für diesen Zweck 1948 er
richtete Zentralamt aufgehoben werden ; dar
über hinaus wird auch die Arbeit der örtlich 
zuständigen Finanzämter wesentlich erleichtert. 

Nach einer Aussprache im Finanzausschuß, 
an der sich die Abgeordneten Gabriele, Dipl.
Ing. Dr. Oskar Weihs, Marwan-Schlosser, 
Weikha,rt, Dr. Kummer und Czettel sowie 
der Herr Bundesminister Dr. Schmitz be
teiligten, wurde der Gesetzentwurf mit den 
dem Ausschußbericht angeschlossenen Ab
änderungen einstimmig angenommen .  

Ich darf auch vorschlagen, falls eine Aus
sprache stattfindet, die General- und Spezial
debatte unter einem abzuführen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Danke. 
Zum Wort ist niemand gemeldet. 'Vif stimmen 
daher sofort ab. 

Bei der A bs t immung wird der Gesetz
entwurf in der Fassung des A uS8chußberichtes 
in zwei t er  und dri t ter  Lesung e i n s t immig 
zum Beschluß  erhoben. 

3. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget
ausschusses über die Regierungsvorlage (117 der 
Beilagen): Abkommen über die Errichtung 
der Asiatischen Entwicklungsbank (176 der 

Beilagen) 

Präsident Dip1.-Ing. Waldbrunner: Wir ge
langen zum 3. Punkt der Tagesordnung : 
Abkommen über die Errichtung der Asia
tischen Entwicklungsbank. 
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Berichterstatter ist der Herr Ab�eordnet.e Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
Grundemann-Falkenberg . Ich bitte ihn um ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
seinen Bericht. durchzuführen. 

Berichterstatter Grundemann - Falkenberg : 
Hohes Haus ! Die Mitglieder der Wirtschafts
kommission der Vereinten Nationen für Asien 
und den Fernen Osten beschlossen die Grün
dung einer Asiatischen Entwicklungsbank mit 
dem Zwecke der Unterstützung des Wirt
schaftswachstums der dort entwicklungsbe
dürftigen Länder. 

Das Kapital soll 1 Milliarde Dollar betragen . 
Hievon sollen 65 Prozent von asiatischen 
und 35 Prozent von anderen Staaten auf
gebracht werden, und zwar in der Form, 
daß 50 Prozent des Zeichnungsbetrages gleich 
einzuzahlen sind und 50 Pl ozent nur abruf
bar sein sollen. 

Österreich wurde zur Teilnahme eingeladen. 
Der Zeichnungsbetrag stellt sich auf 5 Millionen 
Dollar, das sind 130 Millionen Schilling. Von 
der einzuzahlenden Quote, nämlich 65 Millionen 
Schilling, ist die eine Hälfte in fünf gleichen 
Jahresraten in Gold oder konvertierbarer 
Währung und die andere Hälfte in Landes
währung zu entrichten, wobei an Stelle der 
Landeswährung Schuldscheine erlegt werden 
können. 

Der Beitl'itt Österreichs zur Asiatischen 
Entwicklungsbank wird zweifellos erhebliche 
wirtschaftliche Vorteile mit sich bringen. 
Es ist auch damit zu rechnen, daß öster
reichische Unternehmungen bei der Vergabe 
von Aufträgen für die von der Bank finan
zierten Projekte besondere Berücksichtigung 
finden werden. 

Das Abkommen enthält, wie in den Er
läuternden Bemerkungen zur Regierungsvor
lage näher ausgeführt wird, mehrere ver
fassungsändernde Bestimmungen. 

Das vorliegende Abkommen wurde vom 
Finanz- und Budgetausschuß am 7 . Juli 1966 
in Verhandlung gezogen. Nach den Aus
führungen des Berichterstatters und einer 
Wortmeldung des Abgeordneten Peter wurde 
mit Stimmenmehrheit beschlossen, dem Hohen 
Hause die Genehmigung des Abkommens zu 
empfehlen. 

Ich darf feststellen, daß die Erlassung 
eines Bundesgesetzes zur Überführung des 
Inhaltes dieses Abkommens in die inner
staatliche Rechtsordnung nicht notwendig er
scheint. 

Im Auftrag des Finanz- und Budgetaus
schubses stelle ich somit den An t ra g, der 
Nationalrat wolle dem Abkommen über die 
Errichtung der Asiatischen Entwicklungsbank 
( 1 17 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Genehmigung erteilen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Danke. 
Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir ge
langen daher zur Abgtimmung, für welche 
ich gemäß § 61 Abs. 3 Geschäftsordnungsgesetz 
die Anwesenheit der Hälfte der Mitglieder 
feststelle, da der Artikel 4 Abs. 3, Artikel 5 
Abs. 3 erster Halbsatz, Artikel 59 Abs. 1 
und 2 sowie Artikel 60 des gegenständlichen 
Abkommens verfassungsändernde Bestimmun
gen sind. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstat.ters beitreten, dem 
gegenständlichen Abkommen unter Beda,cht
nahme darauf, daß dessen Artikel 4 Abs. 3, 
Artikel 5 Abs. 3 erster Halbsatz, Artikel 59 
Abs. I und 2 sowie Artikel 60 des gegenständ
lichen Abkommens verfassungsändernde Be
stimmungen sind, die Genehmigung zu er
teilen, sich von den Sitzen zu erheben. -
Danke. Ist mit Z w e i d r i tte l mehr h e i t  a n
g e no m men. 

4. Punkt : Bericht des Ausschusses für wirt
schaftliche Integration, betreffend den drei
zehnten Bericht der Bundesregierung über 
den Stand der wirtschaftlichen Integration 

Europas (139 der Beilagen) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Wir kom
men zum 4. Punkt der Tagesordnung : Drei
zehnter Bericht der Bundesregierung über den 
Stand der wirtschaftlichen Integration Europas. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter 
Dr. Fiedler. Ich bitte ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Dr. Fiedler : Hohes Haus ! 
Der Nationalrat hat am 23. März 1960 einen 
Entschließungsantrag angenommen, mit dem 
die Bundesregierung aufgefordert wurde, dem 
Nationalrat vierteljährlich einen Bericht über 
die wesentlichsten Ereignisse auf dem Gebiete 
der wirtschaftlichen Integration Europas zu 
erstatten. 

Der dreizehnte Bericht der Bundesregierung, 
der den Zeitraum vom 16. März 1965 bis 
1 .  Mai 1966 umfaßt, ist vom Nationalrat 
am 23. Juni 1966 dem Ausschuß für wirt
schaftliche Integl'ation zugewiesen worden. 
Der Bericht ist an alle Mitglieder des National
rates verteilt worden. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Integration 
hat den dreizehnten Bericht der Bundes
regierung in seiner Sitzung am 28. Juni 1966 
in Verhandlung gezogen. An der Debatte 
beteiligten sich außer dem Berichterstatter 
die Abgeordneten Czernetz, Dr . Bassetti und 
Dr. Kreisky sowie Vizekanzler Dr. Bock. 
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Der Ausschuß beschloß, dem Hohen Hause 
zu empfehlen, den vorliegenden Bericht zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Integration 
stellt den Antrag, der Nationalrat wolle 
den dreizehnten Bericht der Bundesregierung 
über den Stand der wirtschaftlichen Integlatioll 
Europas zur Kenntnis nehmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vor
liegen, beantrage ich, Genel al- und Spezial
debatte unter einem abzuführen. 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Es ist 
beantragt, General- und Spezialdebatte unter 
einem durchzuführen. - Kein Wid81spruch. 
Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Mittel'er. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Mitterer (ÖVP) : Hohes Haus 1 
Meine Damen und Herren ! Ich möchte 
diesen Bericht zum Anlaß nehmen, um neuer
lich über die Frage der Integration einige 
Worte zu sagen. Der Ber icht ist im Ausschuß 
einstimmig zur Kenntnis genommen worden, 
und ich freue mich , daß offenbar das Ver
ständnis für die Notwendigkeit der Integl ation 
immer mehr wächst. 

Der Außenhandel hat sich in den letzten 
Monaten nicht sehr erfreulich angelassen. Wenn 
Sie die Außenhandelsstatistik betrachten, wer
der Sie feststellen, daß die Exporte volumen
mäßig stagnieren oder nur wenig wachsen, 
daß aber die Importe bedeutend steigen. 
Die Ex})ortsteigerung ist also ausgehlieben. 
Während wir die Steigerung der Importe sehr 
begrüßen, weil sie ein größeres Anbot sichert, 
i!:;t das Nachlassen beziehungsweise das Stehen
bleiben der Exporte zweifellos alarmierend. 
Die Handelsbilanz hat dementsprechend auch 
einen bedeutenden Stoß erhalten und ist sehr 
stark defizitär geworden. Nun ist es richtig, 
daß Östeueich seit jeher strukturell eine 
passive Handelsbilanz hatte und auch wahr
scheinlich in absehbarer Zeit niemals eine 
aktive Handelsbilanz wird haben können. 
Die Zahlungsbilanz hat seit jeher das Manko 
ausgeglichen , das durrh die passive Handels
bilanz entstanden ist. Der Fremdenverkehr 
wurde zum Träger Nummer 1 für den Aus
gleich dieser stark passiven Handelsbilanz. 
Im Vorjahr hat der Fremdenverkehr bekannter
weise über 1 3  Milliarden Schilling Devisen 
gebracht ; einige Milliarden davon wurden 
für eigene Auslandsreisen wieder ausgegeben, 
sodaß immerhin über 1 1  Milliarden Schilling 
zur Deckung des Handelsbilanzpassivums ge
blieben sind. 

Wenn es auch richtig ist, daß das Ansteigen 
des Passivums noch nicht alarmierend im 
Sinne einer devisentechnischen Überlegung ist, 

wenn es auch richtig ist, daß die Nationalbank 
über genügend Reserven verfügt, einen solchen 
Stoß abzufangen, ßO muß doch die Ent
wicklung des Außenhandels sehr :lU denken 
geben, denn ein weiteres Anwachsen dieser 
Entwicklung müßte natürlich zu gewissen 
anderen Überlegungen führen. Das sollte 
man ganz deutlich erkennen und auch aus
sprechen. 

Wir haben allen Grund und alle Hoffnung, 
da ß sich die Entwicklung im Außenhandel 
wieder verbessern möge. Es sind in fast 
ganz Europa Konjunkturschwächen einge
treten ,  allenorts, außerdem kam hiezu, daß 
in fast allen Ländern, selbst in ganz konsoli
dierten Ländern wie etwa in der Schweiz, 
Maßnahmen zur Konjunkturdämpfung er
griffen wurden, um die Inflationsgefahr zu 
bekämpfen. Dadurch ist selbstverständlich 
die Situation für den 'Wettbewerb verschärft 
worden. Die Konkurrenz ist härter geworden, 
immer mehr Firmen drängen in den Außen
handel mit anderen Ländern, sodaß wir mit 
einer immer stärkeren Konkurrenz zu rechnen 
haben. Das trifft alle exportierenden Teile 
der Wirtschaft, wie immer die Besitzfrage 
sein mag. Es trifft die verstaatlichte genauso 
wie die private Exportwirtschaft. 

Wenn man nun bedenkt, daß die Wachs
tumsrate in Österreich in den letzten zwei 
respektive drei Jahren bedeutend zurück
gegangen und sehr bedenklich klein geworden 
ist, dann wird man sicher erkennen, daß es 
sich hier um sehr wichtige und ernste wirt
schaftliche Fragen hanaelt. Ich möchte das 
nicht dramatisieren, aber wir sollten das 
doch alle zusammen feststellen, um Über
legungen anzustellen, was hier gemacht werden 
kann. 

Dazu kommen selbstverständlich nicht nur 
in Österreich, sondern in fast allen Ländern, 
ob das nun Schweden, die Bundesrepublik, 
Italien oder welche Länder es immer, Ull

beschadet ihrer pohtif:mhen Gestion, sein mögen, 
gewisse Strukturprobleme immer mehr zum 
Vorschein : Je härter die Konkurrenz wird, 
je schwieriger die ·wirtschaftliche Lage wird, 
desto mehr zeigen sich Strukturschwächen auf 
breiter Basis. Diese Struktur schwächen wer
den nur im Zeichen der Hochkonjunktur 
übertönt, ,vo alles praktiflch auf vollen Touren 
läuft und wo solche Strukturschwächen kaum 
zum V Ol'schein kommen. Nun machen sie 
sich mit aller Macht bemerkbar. Ich habe 
es schon einmal hier gesagt, ich möchte es 
nur in Parenthese wiederholen, daß zum 
Beispiel in Schweden das Kohlenproblem 
aktuell ist. Sie wissen ja alle aus den Zeitungs
meldungen, daß dort die letzte namhafte 
Kohlengrube geschlossen werden mußte, daß 
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in der BundesrepubJik Deutschland dieselben 
Schwierigkeiten entstehen, daß es in Italien 
zu wirtschaftlichen Schwierigkeiten gekommen 
ist, kurz, in verschiedenen Ländern führen diese 
Strukturschwächen und die Strukturprobleme 
zu entsprechenden Auswirkungen. 

Die Diskriminierung Österreichs im Außen
handel durch unsere derzeitige Situation wächst 
daher von Tag zu Tag. l ch möchte keinen 
Zweifel darüber lassen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, daß diese Diskriminierung 
nicht nur etwas ist, womit man vielleicht in 
irgendwelchen Reden brillieren kann oder 
was man dort und da einmal erwähnen kann, 
sondern diese Diskriminierung ist für die 
gesamte österreichische Exportwirtschaft zu 
einem ernsten Faktum geworden. Das gilt 
für die gesamte österreichische Volkswirt
schaft, wieder gesagt ganz gleich , ob nun 
der Staat oder Private Inhaber dieser Betriebe 
. sind. Die Diskriminierung im österreichischen 
Export nach den EWG-Ländern ist nun nach 
den letzten Zollsenkungen innerhalb der EWG 
so fühlbar geworden, daß wir wirkHch allen 
Grund haben, die Dinge ernst zu sehen. 

Darüber hinaus möchte ich noch eines er
wähnen, es geht dies meist in allen diesen 
Integrationsdebatten unter, nämlich daß es 
hier nicht nur um Zollfragen geht, die sicher 
eine sehr entscheidende Rolle spielen, sondern 
daß es auch sehr wesentlich um jene Fragen der 
wirtschaftlichen Verflechtungen geht, wie sie 
heute in der ganzen westlichen Welt üblich 
sind, bei denen wir noch immer in der Hint.er
hand sind und zurückstehen. Es ist die Be
fürchtung nicht von der Hand zu weisen, daß 
ein längeres Abseitsstehen Österreichs von 
einem gl ößeren Markt dazu führt, daß diese 
Integration, diese echten Verflechtungsvor
gällge uns nicht mehr betreffen, weil wir zu 
spät daran sind und die Verflechtungen schon 
vorher vorgenommen wurden und wir gewis
sermaßen am Rande liegenbleiben. 

Ich glaube also, daß auch diese Überlegun
gen, wie notwendig es sein wird, die wirtschaft
lichen Verflechtlmgen vorzunehmen und in die 
Verflechtungen hineinzukommen, durchaus 
nicht nebenbei betrachtet werden können. Wir 
haben allen Grund, auch aus diesen Über
legungen heraus, die Verflechtungsentwicklun
gen zu betreiben und anzunehmen, daß gerade 
ein Staat mit mittleren und kleineren Betrieben 
sehr konkrete Chancen und Möglichkeiten hat, 
in eine solche Großraumwirtschaft hineinzu
wacüsen. 

Ich sage das aus einem Grunde, auf den ich 
dann noch zurückkommen werde, weil nämlich 
die Frage immer wieder gestellt wird, wieweit 
Österreich für die EWG, für eine Assoziation 
gerüstet ist. Die EFTA kann rein ziffernmäßig 

und umfangmäßig nie einen echten Ersatz für 
ein anderes großes WirtschaftsgebiliJe bringen, 
nicht weil wir oder andere das behaupten oder 
wirlerlegen wollen ; die nüchternen Ziffern, 
meine Damen und Herren, im Raume der 
EFTA zeigen am deutlichsten, da.ß selbst ein 
namhaftes Ansteigen des EFTA-Export.s uns 
keinen Ersatz für eine rückläufige Ent.wicklung 
auf anderen Märkten bieten kann. Daher ist 
die EFTA keine echte Alternative - als solche 
'.vird sie immer dargest.ellt -, sondern sie ist 
eine Notlösung gmvesen. Es steht ja auch in 
der Präambel : eine V orlösung, aber zweifellos 
nicht eine jener Lösungen, die Österreich 
dringend braucht. 

Auch andere EFTA-Länder - und das 
müßte uns doch zu denken geben - drängen 
immer mehr zum EWG-Markt und versuchen, 
in den EWG-Markt zu kommen. Wenn auch 
England vielleicht etwas länger brauchen wird, 
weil seine Struktur und seine Situation be
sonders schwierig gelagert sind, so muß es doch 
auffallen, daß ein Land wie Dänemark, dem 
man keine politischen Überlegungen unter
st.ellen kann, ein Land, das eine sozialist.ische 
Mehrheitsregierung hat, immer mehr Versuche 
unternimmt, in den EWG-Raum zu kommen, 
weil es wirtschaftlich einfach nicht mehr anders 
durchgestanden werden kann und weil die Ent
wicklung dazu zwingt. Die Entwicklung zwingt 
nicht aus parteipoJitischen Überlegungen, 
sondern am� rein ökonomischen Überlegungen 
heraus. 

Ich weiß nicht, wer von Ihnen, meine Damen 
und Herren, in den letzten Tagen die Schweizer 
Blätter gelesen hat . Sie hätten daraus ent
nehmen können, daß die Schweiz anfängt, 
über die Diskriminierung ihrer Exporte in den 
EWG-Raum sehr besorgt zu werden. Die 
Schweiz hat eine völlig andere wirtschaftliche 
Situation als Österreich und kann daher auch 
nicht immer zum Vergleich herangezogen 
werden. Die Schweiz hat fast monopolartige 
Exportmöglichkeiten, sie weist eine viel konsoli
diertere Wirtschaft auf, sie ist weltweit im 
Export verhaftet und hat keine zwei Brüche 
erlebt, 1938 und 1945, die Schweiz hat also 
nicht wie Österreich unterbrochene Ex
pol'tsituationen aufzuweisen. Trotzdem ist die 
Schweiz mit ernster Sorge wegen der ständig 
steigenden Diskriminierung im EWG-Raum 
erfüllt. All das sollte uns klarmachen, daß das 
wirklich keine parteipolitische, aber auch 
keine Justamentfrage sein kann, sondern 
ein ernstes Anliegen der gesamten Bevölkerung 
sein muß. 

Keine Frage ist, daß Österreich struktur
politische Schwächen hat. Gerade die Frage
stunde vorhin hat einen deutlichen Hinweis 
darauf gegeben, wie schwierig in manchen 
Teilen Österreichs die Situation geworden 
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ist. Das sonte uns besonders hellhörig für diese 
Anliegen und für dieses Postulat machen. Über 
diese struktur politischen Schwierigkeiten kann 
man ja nicht hinwegschweigen, sie werden, 
so glaube ich zumindest, in einer gewissen Zeit 
mehr und stärker werden . Sie werden uns vor 
sehr schwierige Situationen stellen. Es ist mit
unter sicher hart und schwer, eine richtige 
Lösung zu finden. 

Ganz gleich , in welchem Lager wir stehen 
mögen, sollten wir doch alle erkennen, daß es 
ohne Aufträge keine Beschäftigung gibt. 
Wir wissen, daß die österreichische Industrie 
gar nicht in der Lage wiLre, selbst wenn sie alle 
Inlandsaufträge bekäme, zu existieren, wenn 
nicht namhafte Exportaufträge hinzukämen. 
Es ist daher keine Sache des guten oder des 
schlechten Willens dieser oder jener Gruppe, 
wenn wir feststellen, daß die Auftragslage der 
Exportwirtschaft Rückwirkungen auf die 
Beschäftigungslage haben muß und daß daher 
alles getan werden muß ,  um durch eine ent
sprechende Außenhandelspolitik die Beschäfti 
gung und den Arbeitsplatz auf weite Sicht und 
solid zu sichern. 

Ich möchte dazu etwas sagen, was ich schon 
wiederholt gesagt habe. Ich bitte zu ent
schuldigen, wenn ich das immer wieder tun 
weIde. Der Grundsatz "Steter Tropfen höhlt 
den Stein" ist offenbar richtig. Man kann daher 
nicht oft genug wiederholen : Weder Regie
rung noch Parlament oder politische Parteien 
können durch BeschlUsse das wettmachen, 
was an ökonomischer Entwicklung nUll einmal 
eintritt. Wir können eine Hilfestellung geben, 
wir können Vorkehrungen treffen in handels
politischer Hinsieht, in wirtschaftspoliti
scher Hinsicht, in steuerpolitischer Hinsicht, 
aber die Betriebe müssen sich aus sich selber ent
wickeln . Es ist daher leider so, daß wir in 
vielen Fragen der Strukturpolitik zu einer 
Änderung unserer bisherigen Mentalität werden 
kommen müssen. Ich möchte dann darüber 
noch etwas sagen. 

Zum Thema selbst darf ich noch eines 
feststellen : Es ist völlig falsch, immer wieder 
die Alternative oder die Frage zn stellen : EWG 
oder Osthandel beziehungsweise KWG oder 
anderer "Welthandel. Das ist völlig falsch . WIr 
müssen eine Assoziierung mit der EWG an
streben, wir dürfen unseren Osthandel nicht 
vernachlässigen, und wir müssen Welthandel 
betreiben, weil wir nur unter Zuhilfenahme 
aller dieser drei Überlegungen unsere Wirt
schaft in der Exportwirtschaft überhaupt 
aufrechterhalten können. Daher ist die :Frage 
nicht "entweder-oder" sondern "und".  Diese 
AntwOl t werden wir uns zweifellos erkämpfen. 

Es wird immer wieder gesagt : Die Wirt
schaft sollte sich halt doch mehr umstellen. 

Einmal soll das nach dem EFTA-Raum, ein 
anderes Mal nach anderen Räumen sein. Wer 
selber im ExportgeschHt tätig war - ob das 
ein industrieller oder ein handelsmäßiger Be
trieb ist, ist gleich --, weiß,  wie schwierig es ist, 
heute in der Exportwirtschaft mit Erfolg 
überhaupt tätig zu sein. Das Erobern von 
Märkten ist eine Frage, die gar nicht so leicht 
zu lösen ist. Es muß sehr viel Geld in Anlauf
spesen investiert werden, große Werbungs. 
spesen laufen auf, groUe Erstspesen, die in den 
ersten Jahren der Geschäftsbeziehungen nicht 
hereinzubringen sjnd. Das ist also eine Sache, 
die gar nicht so leicht ist. 

Man hört allenthalben immer wieder : Man 
sollte sich mehr bemühen. Natürlich muß man 
sich mehr bemühen. Natürlich gibt es da und 
dort noch Möglichkeiten, unsere Exporte aus
zuweiten . Aher das ist ein sehr schwieriges 
Beginnen. Es ist ein bitteres und hartes Brot, 
in der Exportwirtschaft tätig zu sein, weil im 
Ausland nur Qualität und Preis und sonst nichts 
entscheidet. Selbstverständlich müssen wir 
auch andere Überlegungen mit in Rechnung 
stellell. Wenn unser Prei�niveau durch die 
ständigen Kostensteigerungen zu hoch wird, 
sind wir in der Exportwirtschaft nicht leistungs
fähig. Haben wir aber diese Leistungsfähigkeit 
nicht, dann treten die Folgen auf, die ich vorhin 
schon aufgezeigt habe. Wir sehen also, wie 
komplex diese Frage mit der gesamten Wirt
schaftspolitik verbunden ist. 

Nun wird immer wieder die Frage gestellt : 
Ist Österreich für die Assoziierung mit der 
EWG gerüstet ? Ich möchte sie mit ja und 
mit nein beantworten. Es gibt sehr viele Be
triebe, die absolut leistungsfähig sind, die 
durchaus gerüstet sind. Ich möchte nur den 
ganzen Komplex der Fremdenverkehrswü t
schaft nennen, der sich schon seit Jahren als 
ab80lut leistungsfähig erwiesen hat und unter 
einer gnadenlo�en Konkurrenz steht, weil es 
im Fremdenverkehr weder Zoll- noch andere 
Schutzmaßnahmen geben kann. Hier haben 
vvir also bewieRen, daß wir leistungsfähig sind. 
Ich habe den Eindruck, daß Österreich so viele 
Kfäfte ha t und daß so viele Fähigkeiten in diesem 
Lande schlummern, daß diese Frage absolut 
mit ja zu beantworten sein wird. 

Natürlich wird es Übergangsschwierigkeiten 
geben, natürlich werden wir mit den Fragen 
unserer Strukturpolitik zu Rande kommen 
müssen. Wir sollten nicht nach dem französi
schen Wort "les terribles simplificateurs", das 
sind die schrecklichen Vereinfacher, vorgehen. 
Wenn man es vereinfachen darf und wenn Sie 
mir das gestatten, möchte ich sagen, daß man es 
in der Frage der Strukturpolitik vielleicht 
so formulieren sollte : Jede Hilfe für den 
Arbeitnehmer, für den Übergang, für eine 
Neuorientierung, für alles das, was der Arbeit-
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nehmer selbstverständlich erwartet. Aber 
keine Hilfe in der Form, daß man Betriebe, die 
auf Dauer gesehen und nicht nur durch eine 
gewisse Zeit hindurch, was immer wieder 
passieren kann, defizitär geworden sind, 
füttert, denn dann kommen wir dazu , daß 
dieser Arbeitsplatz ein Vielfaches dessen kostet, 
was sonst der normale Arbeitsplatz überhaupt 
den Betrieb kosten würde. 1-Vir können also 
Betriebe, von denen wir wissen und sehen 
daß sie durch Jahre hindurch defizitär sind

' 

nicht zur Sicherung des Arbeitsplatzes auf di� 
Daner füttern, sondern hier müssen mit weni
ger Geld - hier kann man nämlich mit weniger 
Geld auskommen - jene Übergangshilfen 
geboten werden, die es dem Arbeitnehmer er
möglichen, einen Arbeitsplatz zu finden, und die 
es der Wirtschaft ermöglichen, auf die Dauer 
zu bestehen. Denn auf die Dauer. meine Damen 
und Herren, kann kein Land der Welt, könnt'n 
auch nicht die kommunistischen Staat,en - wir 
erleben das jetzt ja auf breiter Front -, defizi
täre Betriebe aus dem Steuertopf sanieren, 
weil das eines Tages ein fürchterliches Ende 
bringen mu ß .  Selbst in den Volksdemokratien 
hat man das erkannt und ist nun zu einer 
völlig anderen Methode übergegangen. 

Das schließt nicht aus, daß ge,visse Betriebe, 
w�nn sie vorübergehend Schwierigkeiten haben, 
HIlfe bekommen. Das schließt auch nicht allS 
daß man das nicht bei allen Betrieben mache� 
kann. Selbstverständlich nicht. Aber es wird 
eine Vorgangs weise so wie in allen Ländern 
notwendig sein. Sie sehen diese EntwicklnnO' 
in England, in Schweden und in Dänemarl� 
in aUen modernen westlichen Industriestaaten. 
Wir müssen davon abgehen, zu glauben, den 
Arbeitsplatz durch d ie Fütternn(J' von defizi
tären Betrieben sichern zu können� Wir müssen 
jene Arbeitsplätze schaffen und sichern, dje es 
ermöglichen, dem Arbeitnehmer auf Dauer 
einen Arbeitsplatz zu sichern. 

Meine Damen und Herren ! Zum Schluß 
möchte ich zur Frage des Arrangements noch 
etwas sagen. Wenn wir also erkennen - und 
ich glaube, es wird niemand bezweifeln, da ß 
es so ist -, daß das Arrangement mit dem 
großen europäischen Markt eine ökonomische 
Notwendigkeit ist, dann werden wjr zur Kennt
nis nehmen müssen, daß es gewiß Ühergangs
schwierigkeiten geben wird. 'Vir sollen uns -
das wird sicher eine Aussprache im Herbst 
notwendig machen - vorher und vorsorgend 
dort und da entsplechend wappnen. Wir sol
len aber nicht immer wieder sagen : ""Veil die 
eine oder andere Sparte nicht im Export oder 
in der EWG bestehen könnte, können wir 
heute den Sprung noch nicht wagen. Je 
rascher vidr zu einer Assoziierung kommen, 
zu einem Arrangement unter voner 'Vahrung 
der Neutralität, unter voller Berücksichtigung 

unserer anderen Expmterfordernisse im Welt
handel und im Osthandel, desto schneller 
werden wir auch eine echte und dauernde 
Gesundung unserer Wirtschaft herbeiführen, 
und ich glaube, das sollte doch das Anliegen der 

&�samten Bevölkerung sein. (Beifall bei der 
O VP.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als 
nächstem Redner erteile ich dem Herrn Abge
ordneten Grießner das 'Vort. 

Abgeordneter Grießner ( ÖVP) : Herr Präsi
dent ! Hohes Haus ! Meine Damen und Her
ren ! Wir haben in diesem Hohen Haus schon 
wiederholt zu den Fragen der europäischen 
Integration Stellung genommen, uurl ich möch
te auch heute die Gelegenheit benützen, auf 
einige dieser Fragen im Zusammenhang mit 
der Land- und Forstwirtschaft kurz einzu
gehen. 

Wie Sie wissen, strebt die österreichische 
Landwirtschaft eine möglichst enge Harmoni
sierung ihrer Agrarpolitik mit jener der KWG 
an. Diese Entscheidung wurde nicht von unO'e
fähr getroffen, sondern 

'-
ist das Ergebnis lang�r, 

eingehender Untersuchungen und Überlegun
gen. 'ViI' sind uns dessen bewu ßt, daß dieser 
Schritt zu eiller ,yeitaus schärferen Konkurrenz 
führt und daß wir in einzelnen Bereichen, vor 
allem während der Übergangszeit, mit erheb
lichen Anpassungsschwierigkeiten zu rechnen 
haben werden. Wenn die österreichische Land
und Forstwirtschaft trotzdem ein klares Be
kenntnis zur Integration und damit zu einer 
internationalen Zusammenarbeit abgelegt hat, 
so waren dafür im wesent.lichen folgende 
Gründe bestimmend : 

1 .  Gerade im Bereich der Agrarwil tschaft 
spielen Produktionsschwankungen eine außer
ordentlich große Rolle.  Diese �chwankungen 
sind auf lange Sicht weder für die Erzeuger 
noch für die Verbraucher von Vorteil. ,Je 
größer aber der 1-Virtschaftsraum ist, desto 
welliger werden sich Ernteschwankungen auf 
dem Markt auswirken, da in der Regel inner
halb großer Wirtschaftsräume ein natürlicher 
Ausgleich erfolgt. 

2. Das Streben nach Wohlstand und die 
damit in Zusammenhang stehenden Bemühun
gen, die Produktionsfaktoren entsprechend 
ihren Kostenverhältnissen möglichst optimal 
zu nutzen, sind zwangsläufig mit einer Steige
rung der Produktivität verbunden. Produktivi
tätssteigerungen gehen aber in den meisten 
Fällen Hand in Hand mit einer Zunahme der 
Gesamtproduktion. Je größer der Absatzmarkt, 
desto größer sind die Chancen, diese .!Hehr
produktion ökonomisch sinnvoll abzusetzen. 

3. 80 Prozent der landwirtschaftlichen Ex
porte und mehr als 90 Prozent der forstwirt-
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schaftlichen Ausfuhren Österreichs gehen in 
den Wirtschaftsraum der EWG. 

Mit zunehmender Verwirklichung des 
Gemeinsamen Marktes wirrl es für einen Außen
seiter immer schwieriger, seüle Produktion in 
diesem Integrationsraum abzusetzen. Gerade 
in den letzten Monaten hat sich das sehr deut
lich beim Rinderexport nach Italien gezeigt . 

Wir müssen gegenwärtig neben einem Zoll von 
1 6  Prozent eine Abschöpfung von 2,20 S und 
mehr pro Kil ogramm Lebendgewicht bezahlen. 
Das entspricht einer Belastung von mehr als 
2000 S pro Tier. 

4.  Neben allen diesen Envägungen ist es 
aber vor allem die Dynamik der Gemeinschaft, 
die für die Erhalt�ng der österreichischen 
Land- und Forstwirtschaft, ja für die Erhal
tung der gesamten österreichischen ·Wirt
schaft entscheidend ist . Je besser und je 
schneller si ch die ·Wirtschaft entwickelt, desto 
günstiger wird sich der allgemeine Lebens
standard und damit auch die Nachfrage nach 
den ejnzelnen Produkten entwickeln. Die 
Teilnahme an diesem 'Virtschaftsimpuls ist 
für uns alle von großer Bedeutung. Sie ist aber 
für ejnzelne Bereiche der ·Wirtschaft geradezu 
eine Voraussetzung für deren Weiterentwick
lung. 

Wir sind uns in der Land- und Forstwirt
schaft sehr wohl der Konsequenzen einer 
Integration bewußt und haben auch immer 
wieder darauf verwiesen. Ich möchte nur als 
Beispiel anfülu'en, daß wir in der Präsidenten
konferenz der Landwirtschaftskammern 
Österreichs bereits seit Oktober 1960 einen 
eigenen Ausschu ß für Handelspolitik und wirt
schaftliche Integr ation haben , der sich mit 
diesen Problemen eingehend auseinanclersetzt. 
Auch ich habe mich öfters bemüht, nicht nur 
auf die positiven Aspekte einer Integration, 
sondern auch auf die Schwierigkeiten hinzu
weisen. Ich habe das in dem Hause mehrmals 
getan, ich tne es in Versammlungen und Ge
sprächen mit meinen Berufskollegen, und ich 
glaube, da ß gerade die Landwirtschaft für sich 
in Anspruch nehmen darf, da ß sie hier eine 
klare, umfassende Aufklärungsarbeit leistet . 

Auf die Produktiom;aussichten bei den 
einzelnen Produkten möchte ich heute nicht 
näher eingehen . Tatsache ist aber, daß alle 
diese Vorausschauen, wenn sie vvissenschaftlich 
fundiert sinrl, in der Regel nicht nur auf einer 
Annahme aufbauen , sondern da ß meistens 
mehrere mög1.iche Variationen errechnet werden. 
wm man daher ejne Feststellung mit Aussage
wert treffen, so ist der Himveis "Fachleute der 
EWG haben festgestellt . . .  " nicht ausreichend. 

Man müßte hier auch auf die Grundlagen dieser 
Berechnung Bezug ne!lmen. Dabei ·würde sich 
zeigen, daß nicht immer j e:ne Variation sehr 

wahrscheinlich ist, die gerade präsentim t wird , 
sondern da ß es sich dabei um Extrembeispiele 
handelt, was in vielen Fällen wohlweislich 
verschwiegen wird. 

Im Zusammenhang mit der Integration 
spielt natürlich auch die Frage der Neutralität 
eine wesentliche Rolle. Es steht außer Zweifel , 

daß ein Vertrag zwischen Österreich und der 
E'VG nur unter voller ·Wahrung der Neutralität 
zustande kommen kann und daß man hier 
einen Weg finden mu ß und finden ·wird . Man 
könnte sogar sagen, daß es auch die Neutrali
tät ist, die ein Abkommen mit einem auf
strebenden Wirtschaftsraum ·wie dem der 
EWG sinnvoll und notwendig erscheinen läßt, 
denn nur ein wirtschaftli ch gesundes Land wird 
in deI Lage sein, seine Neutralität zu behaupten 
und zu festigen . 

Es wurde in diesem Hohen Hause schon 
wiederholt darauf verwiesen, daß die öster
reichische Landwirtschaft in Brüssel Aus
nahmewünsche angemeldet hat. Das ist durch
aus richtig. Ich muß dazu aber bemerken , daß 
diese Ausnahmewünsche auf ein unbedingt not
"yendiges Mindestmaß eingeschränkt wurden. 
Ich möchte auch feststelJen , daß der Wunsch 
nach gewissen Sonderregelungen, VOl" allem 
während der Übergangszeit, durchaus ver
ständlich ist , da Österreich praktisch auf einen 
fahrenden Zug aufspringt und die EvVG ein

holen muß . Ich will nun nicht behaupten , daß 
uns dieser Zug, wenn wir die Plattform einmal 
erreicht haben, in eine Rorglose Zukunft führen 
wird. Agrarpolitik war immer schwierig und 
wird es auch in der Zukunft sein. Gerade die 
moderne Industriegesellschaft stellt die Land
wirtscha.ft vor Probleme, an elie man v or einigen 
Jahrzehnten n00h nicht zu denken wagte. Ich 
möchte aber klar und deutlich darauf hinwei
sen, daß d ie Probleme nicht durch die EWG 
entstanden sind. Sie waren da, sie sind da, 
mit oder ohne EWG. Ich glaube aber, da ß 
gerade auch dieses Argument für eine engere 
Zusammenarbeit und Abstimmung der jeweili 

gen Ma ßnahmen spricht. 

Die EWG hat klar erkannt, worauf es an
kommt. Die Zielsetzung ihrer Agrarpolitik ist 
die Steigerung der Produktivität, die Erhö
hung des Pro-Kopf-Einkommens der in der 
Landwirtschaft tätigen Bevölkerung, die 
Stabilisierung der .Märkte sowie die Sicherstel

lung der Versorgung der Verbraucher zu ange
messenen Preisen, also Maßnahmen, die mit 
dem österrejchischen Landwirtsc.haftsgesetz 
fast wärt.lich übereinstimmen. Hier wie dOl t 
steht der bäuerliche Familienbetrieb im Mittel

punkt . Ich kann mir daher n icht vorstellen, 

daß in der EWG, wie es in diesem Hohen Haus 
so dramatisch angekündigt wurde, ein großes 
Bauernsterben einsetzen wird . Ich bin sogar 
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der Überzeugung, daß das nicht der Fall gein 

I 
abstatten, um mit ihnen die Frage der Inte· 

wird. Damit sage ich nicht, daß in der EWG gration zu diskutim en. Es ist das die Fort
keine Abwanderung stattfindet. Eine Ab- setzung der Kontaktgespräche, die ich bereits 
wanderung hat es immer gegeben und wird es 
auch weiter geben. Sie ist aber kein Allheil
mittel ; sie kann fall weise notwendig sein , sie 
kann aber auch verhängnisvoll sein, verhäng
nisvoll nicht nm für elie Landwirtschaft, 
sondern für die gesamte Wirtschaft. Die 
EWG ist sich dieser Tatsache bewußt und hat 
ihr Konzept darauf ausgerichtet, durch umfang
reiche strukturpolitische Maßnahmen eine 
organisatorische Einordnung der Land- und 
Forstwirtschaft in die Gesamtwirtschaft zu 
erreichen. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Ich betone mit Nachdruck - ich bin mir 
meiner Verantwortung hier voll bewußt -, 
daß die österreichische Land- und Forstwirt
schaft sehr wohl weiß ,  welchen Weg sie gehen 
muß und warum sie diesen Weg geht. Wir 
erwarten uns von der Integration nicht die 
Lösung aller Probleme, wir sehen darin aber 
eine Chance, unsere Wettbewerbsfähigkeit 
unter Beweis zu stellen und an der Dynamik 
eines aufstrebenden Wirtschaftsraumes teil
zunehmen. Das ist aber nur dann möglich, 
wenn die wirtschaftliche Verbindung mög
lichst eng ist, das heißt, wenn es zu einer 
möglichst engen Harmonisierung der Agrar
politik in den einzelnen Ländern kommt, die 
nicht nur Markt- ,  Preis- und Handelspolitik, 
sondern auch die Struktur- und die Sozial
politik umfaßt, soweit sie die Landwirtschaft 
betrifft. Unbedingte Voraussetzung dafür ist 
aber, daß der österreichischen Landwirtschaft 
die gleichen Wettbewerbsbedingungen geboten 
werden, wie sie die EWG-Staaten vorfinden. 
Um das zu erreichen, müssen Maßnahmen 
getroffen werden, die der österreichischen 
Landwirtschaft eine schrittweise Einordnung 
in den Markt der Gemeinschaft ermöglichen. 
Dazu gehören nicht nur die Marktordnungs
systeme, sondern auch die schrittweise An
passung an den materiellen Inhalt dieser 
Systeme, das hei ßt, die Angleichung an das 
gemeinsame Preisniveau, die Übernahme der 
Interventionsmaßnahmen und dergleichen. Ge
rade während der Übergangszeit wird es not
wendig sein, der Land wirtschaft zusätzliche 
Mittel zur Verfügung zu stellen, um ihr die 
Anpassung an den Europamarkt zu erleichtern. 

Das klare Konzept der österreichischen Land
un.d Forstwirtschaft stellt ein Bekenntnis zur 
internationalen Zusammenarbeit und zum 
Fortschritt dar. Diese Bereitschaft zu unter
stützen, ist Aufgabe aller, die sich zu einer 
echten Integration bekennen. 

Ich werde in den nächsten Wochen den 
bäuerlichen Interessenvertretullgen in Frank
reich und in den Niederlanden einen Besuch 

in Brüssel und Rom geführt habe. Es hat sich 
gezeigt, da ß die Bauelnvertreter in den ein
zelnen Mitgliedstaaten der EWU großes Ver
ständnis für die Bestrebungen der österreichi
schen Land"\virtschaft haben und diese Be· 
strebungen auch nach Möglichkeit unter
stützen werden. 

Bekanntlich wurde die erste Phase der 
Verhandlungen mit Brüssel im Februar dieses 
Jahres beendet. Wir hoffen, daß es der öster
reichischen Bundesregierung bald gelingen 
wird, eine befriedigende Erweiterung des 
Verhandlungsmandates und damit die Fort
setzung und den baldmöglichen Abschluß 
der Verhandlungen zu erreichen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich be
sonders dem für die EWG-Verhandlungen 
zuständigen Ressortchef, Herrn Vizekanzler 
Dr. Bock, meinen besonderen Dank ausspre
chen und daran die Bitte schließen, weiterhin 
mit ganzer Kraft für eine befriedigende 
Regelung der wirtschaftlichen Beziehungen 
zwischen Österreich und der EWG einzutreten. 
(Beifall bei der () V P.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Zum 
Wort gemeldet hat sich der Herr Vizekanzler 
Dr. Bock. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Vizekanzler Dr. Bock : Herr Präsi
dent ! Hohes Haus ! Ich möchte die Gelegen
heit der Verabschiedung des vorliegenden 
dreizehnten Integrationsberichtes der Bundes
regierung dazu benützen, um einige kurze 
Bemerkungen zum Zeitablauf der bisherigen 
Verhandlungen und zu unseren Vorstellungen 
über den weiteren Zeitablauf zu machen. 

Es ist dem Hohen Haus bekannt, daß am 
15. Dezember 1961 im Auftrage der Bundes
regierung von Herrn Außenminister Dr. Kreisky 
ein Schreiben an die Kommission der EWG 
in Brüssel gerichtet wurde, in dem Österreich 
um die Aufnahme von Verhandlungen ersucht. 
Der österreichische Außenminister hat ein 
halbes Jahr später, am 28. Juli 1962, Ge
legenheit gehabt, in einer ausführlichen münd
lichen Erklärung vor dem Rat der Gemein
schaft den österreichischen Standpunkt über 
die kommenden Verhandlungen im grund
sätzlichen ausführlich darzulegen. 

Die Verhandlungen wurden jedoch nicht 
unmittelbar danach aufgenommen, weil es 
zu diesem · Zeitpunkt allgemeine Auffassung 
gewesen ist, daß die bereits damals laufenden 
Verhandlungen zwischen der EWG und Groß
bdtannien zuerst zu Ende geführt werden 
sollten. Diese Verhandlungen sind bekannt
lich am 14.  Jänner 1963 zusammengebrochen. 
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Österreich hat danach als einziger EFTA
Staat die Erklärung abgegeben, daß der auch 
von uns außerordentlich bedauerte Zusammen
bruch dieser Verhandlungen mit Großbritan
nien kein Anlaß sein könnte, das Begehren 
nach Verhandlungen mit Österreich zurück
zustellen. Als Konsequenz dieser Haltung der 
Bundesregierung ist es dann in der zweiten 
Jahreshälfte 1963 und in der ersten J ahres
hälfte 1964 zu den exploratorischen Ge
sprächen gekommen, in denen in unverbind
licher Form zunächst die gegenseitigen Stand
punkte über den Tisch besprochen wurden, 
ohne daß es zu irgendwelchen Beschlüssen, 
Entscheidungen oder Übereinstimmungen ge
kommen wäre, weil dies ja auch nicht der 
Sinn der informatorischen Gespräche gewesen 
war. 

Nach Abschluß dieser ersten informatori
schen Gesprächsrunde dauerte es wieder eine 
ganze Weile, bis dann am 19. März 1965 die 
erste offizielle Verhandlungsrunde in Briissel 
beginnen konnte. Diese erste Verhandlungs
runde hat wiederum rund ein Jahr, nämlich 
bis zu Beginn Februar 1966, in Anspruch 
genommen. Seither sind fünf Monate ver
gangen, und es war Sache der Behörden der 
EWG, sich nun mit dem Ergebnis dieser ersten 
großen Verhandlungsrunde eingehend zu be
fassen. Darüber wurden bekanntlich zwei 
Berichte ausgearbeitet, die den Fachleuten 
in der EWG zum Studium übergeben worden 
sind. 

Mit dem Ende dieser ersten Verhandlungs
runde zu Beginn Februar dieses Jahres war 
auch das vom Rat der Gemeinschaft der 
EWG-Kommission erteilte Verhandlungs
mandat erschöpft, das bekanntlich dahin 
ging, daß die Kommission der EWG beauftragt 
wurde, zu untersuchen, ob unter den im 
Mandat angeführten Voraussetzungen ein Ver
trag mit Östeneich möglich wäre. Das Er
gebnis, die Antwort auf diese Frage ist in 
den Berichten, die ich eben erwähnte, die von 
der Kommission ausgearbeitet worden sind, 
Ja gewesen. So liegt es nun am Rat 
der Gemeinschaft, der Kommission ein 
neues Verhandlungsmandat zu erteilen. 
Das österreichische Interesse an der baldigen 
Erteilung eines solchen Mandates liegt klar 
auf der Hand. Ich kann dem Hohen Haus 
mitteilen,. daß der gegenwärtige Vorsitzende 
des Rates der EWG, der Herr niederländische 
Außenminister Luns, mir bei meinem Besuch 
in der vorigen Woche zugesagt hat, daß 
Österreich auf die Tagesordnung der nächsten 
Sitzung des Rates am 22. und 23. Juli kommen 
wird. 

Ich möchte namens der Bundesregierung 
darüber hinaus der Hoffnung Ausdruck geben, 

daß es dem Rat der EWG schon in dieser 
Sitzung möglich sein wird, die Vorbereitungen 
soweit zu veranlassen, daß das neue, notwendig 
gewordene Mandat sodann in der ersten Herbst
sitzung des Rates erteilt werden kann, damit 
die Verhandlungen wiederaufgenommen wer
den können. Es werden auch diese neuen 
Verhandlungen selbstverständlich - es ist 
das auf internationaler Ebene nicht anders -
noch einen geraumen Zeitraum in Anspruch 
nehmen. Ich möchte keinen Zeitpunkt fi
xieren - das ist in ' diesem Zusammenhang 
völlig unmöglich -, möchte aber hier den 
Wunsch der Bundesregierung ausdl'ücken, daß 
die Verhandlungen mit der EWG so bald 
wiederaufgenommen, so zügig fortgeführt und 
abgeschlossen werden können, daß der von 
uns angestrebte Vertrag mit der Gemeinschaft 
etwa im Jahre 1968 in Kraft treten kann. 

Die neue Bundesregierung hat gleich ihrer 
Amtsvorgängerin in ihrer Regierungserklärung 
den Vertrag mit der EWG als eine der vor
dringlichsten Aufgaben der österreichischen 
Außenpolitik charakterisiert. Um diese Auf
gabe, diesen Teil der Regierungserklärung 
erfüllen zu können, bedarf es also der dring
lichen Fortsetzung der Verhandlungen in 
Brüssel. Ich danke. (Beifall bei der ÖV P.) 

Präsident Dipl.-Ing, Waldbrunner : Zum 
Wort ist niemand mehr gemeldet. Wir stim
men daher ab. 

Bei der A bstimmung wird der Bericht der 
Bundesregierung e ins t immig zur K e n ntnis  
genommen. 

5. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
betreffend den vom Bundeskanzler vorgelegten 
Bericht des Verwaltungsgerichtshofes über seine 
Tätigkeit im Jahre 1964 (130 der Beilagen) 

6. Punld: Bericht des Verfassungsausschusses 
über den Bericht der Bundesregierung betreffend 
den Tätigkeitsbericht des Verwaltungsgerichts
hofes über das Jahr 1964 (131 der Beilagen) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Wir ge
langen nunmehr zu den Punkten 5 und 6, 
über die, wie beschlosben wurde, die Debatte 
unter einem abgeführt werden wird, Es sind 
dies der Bericht des Verwaltungsgerichts
hofes über seine Tätigkeit im Jahre 1 964 
und der Tätigkeitsbericht des Verwaltungs
gerichtshofes über das Jahr 1 964. 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Kummer. Ich bitte 
um den Bericht. 

Berichterstatter Dr. Kummer : Hohes Haus ! 
Gemä ß § 20 des Verwaltungsgerichtshof
gesetzes 1 965 verfaßt der Verwaltungsgerichts
hof nach Schluß jedes Jahres einen Bericht 
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über seine Tätigkeit und die hiebei gesammelten Saal anwesend.) Also dann in Vertretung 
Erfahrungen und teilt diesen Bericht dem der Herr Obmann. (Abg. Probst  auf dem 
Bundeskanzler mit. Wege zum BerichterstatterpUlt, vor dem Abg. 

Das Bundeskanzleramt hat wie alljährlich Dr. Kranzlmayr steht: Vorderhand bin ich 
auch den Tätigkeitsbericht des Verwaltungs- noch der Obmann !  - Abg. Dr. Kranzlmayr: 
gerichtshofes über das Jahr 1 964 zum Anlaß Ich habe nicht gesehen, daß d'u da bist ! Ich 
genommen, die von diesem Höchßtgericht 'will dir da8 nicht .streitig machen ! - Aby. 
vorgebrachten Anregungen zu legislativen Pro bs t: Nicht so vOTeiliy !) 
Maßnahmen sowie aufgezeigte Mängel bei der Berichterstatter Probst : Hohes Haus! In 
Vollziehung von Bundesgesetzen den Ressort- Vertretung des Berichterstatters bringe ich 
ministerien mitzuteilen und diese zur Stellung- den Bericht des Verfassungsausschusses über 
nahme einzuladen, welche Maßnahmen ver- den Bericht des Bundesministers für Inneres, 
anlaßt oder in Aussicht genommen wurden, betr-effend Konstituierung und 1 .  Sitzung 
um der Auffassung des Verwaltungsgerichts- der nach Artikel 1 des Vertrages zwischen 
hofes Rechnung zu tragen. der Republik Ödterreich und der Ungarischen 

Der Verfassungsausschuß hat sich mit den Volksrepublik übel" das Verfahren zur Unter
beiden Berichten in seiner Sitzung am 28. Juni suchung von Vorfällen an der gemeinsamen 
1 966 befaßt. An der Debatte haben die Abge- Staatsgrenze vorgesehenen Untersuchungs. 
ordneten Dr. Tull, Dr. Broda, Dr. van Tongel kommissioll. 
sowie der Herr Bundeskanzler Dr. Klaus I Der Verfassungsausschuß hat den vorliegen
teilgenommen. den Bericht in seiner Sitzung am 28. Juni 

Namens des Verfassungsausschusses stelle 1 966 in Verhandlung gezogen und, nachdem 
ich den Ant r a g, der Nationalrat wolle den außer dem Berichterstatter Abgeordneter 
vom Bundeskanzler vorgelegten Bericht des Dr. Gruber zum Gegenstand das Wort er
Verwaltungsgerichtshofes über seine Tätigkeit griffen hatte, mit Stimmeneinheit beschlossen, 
im Jahre 1 964 sowie den Bericht der Bundes- dem Hohen Haus zu empfehlen, den Bericht 
regierung, betreffend den Tätigkeitsbericht zur Kenntnis zu nehmen, was auch ich hiemit 
des Verwaltungsgerichtshofes über das Jahr namens des Verfassungsausschusses tue. 
1964, zur Kenntnis nehmen. Ich stelle also im Namen des Verfassungs-

Ich stelle weiters den Antrag, falls not- ausschusses diesen Ant rag und beantrage 
wendig, General- und Spezialdebatte unter gleichzeitig, General- und Spezialdebatte in 
einem abzuführen. einem abzuführen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Danke. Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Ich 
Zum Wort ist niemand gemeldet. danke. Es ist beantragt, General- und Spezial

debatte unter einem abzuführen. - Kein 
Wir kommen zur Abstimmung. Widerspruch. 
Bei der getrennt durchgeführten A bstim- Zum 'Vort gemelrlet ist der Herr Abgeordnete 

m u ng werden die beiden Berichte e i nst immig Dipl.-Ing. Tschida. Ich ert.eile ihm das 
zur Kenntnis genommen. Wort. . 

I 
Abgeordneter Dipl. -Ing, Tschida (Ö VP) : ?. Punkt: Ben�ht des Verfassung�a':1sschuss�s Herr Präsident! Hohes Haus! Bevor ich zu 

uber den Bencht des Bundesrmmsters fur die>:em Bericht Stelluno- nehme erlauben 
Inneres betref!end Konstituierung und

.
I. Sitzung Sie

'" 
mir, daß ich zunächst einige

' 
allgemeine 

der nach A!.tikeI 1 des Vertrages ZWIschen der Feststellungen zu dieser Materie treffe. 
Republik Osterreich und der Ungarischen --

Volksrepublik über das Verfahren zur Unter- Die rlerzeitige Verschärfung der internatio-

suchung von Vorfällen an der gemeinsamen nalen Gegenc:ätze a,uf der einen Seite und die 

Staatsgrenze vorgesehenen Untersuchungs- we] tweiten diplomatischen Bemühungen um 

kommission (132 der Beilagen) eine friedHche Lösung der Konflikte auf der 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Wir be
handeln nun Punkt 7 der Tagesordnung : 
Bericht des Bundesministers für Inneres be
treffend Konstituierung und 1. Sitzung der 
nach Artikel 1 des Vertrages mit Ungarn 
über das Verfahren zur Untersuchung von 
Vorfällen an der gemeinsamen Staatsgrenze 
vorgesehenen Untersuchungskommission. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter 
Dr. Hauser. (Abg. Dr. Haus e r  ist nü;ht im 

aDdeI en Seite geben einen deutlichen Hinweis 
darauf, wie eminent wichtig es ist, auch 
zwischen Staaten mit absolut konträrer welt
anschaulicher und ideologischer Einstellung 
Kontakt und korrekte Beziehungen zu pflegen. 
Dieser Hinweis gilt iJ.lsbesondere auch für 
unser neutrales Österreich, das zudem noch 
direkt an der Trennungslinie zwischen den 
zwei großen Blöcken Ost und West liegt. 
Österreichs Außenpolitik darf sich daher nicht 
nur auf gutnachbarliche und korrekte Be-

22. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)26 von 30

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 22.  Sitzung - 13. Juli 1966 1671 

Dipl.�Ing. Tschida 

ziehungen zu den Oststaaten beschränken, 
sondern Österreich ist auf Grund seiner 
Tradition und seiner geographischen Lage 
geradezu verpflichtet, zu der Entspannung, die 
sich allmählich zwischen Ost und West an· 
bahnt, beizutragen. 

Als weiterer Grundsatz muß nach wie vor 
gelten, daß sich in innere Angelegenheiten 
anderer Staaten niemand einzumischen hat. 
Ich glaube daher heute abermals feststellen 
zu können, daß die gesamte Bundesregierung 
und alle drei Parteien dieses Hohen Hauses 
diese Politik konsequent verfolgen und daher 
auch Erfolge erzielen konnten. Österreich 
kann daher auch mit vollem Recht erwarten, 
daß diese Grundsätze auch von unserem Nach· 
barstaat respektiert werden. 

Du,s Verhältnis zu unserem Nachbal'staat 
ließ in der Verga.ngenheit gerade in der Schau 
unserer Grenzlandhevölkerung gesehen oft 
viel zu wünschen übrig. Einen der wundesten 
Punkte in unseren gegenseitigen Beidehungen 
stellt nach wie vor die technisch verminte 
Grenzsperre dar. Diese verläuft direkt an 
der Grenze, riegelt diese nicht nur hermetisch 
ab, sondern gefähl'det auch ständig Gut und 
Leben der dort arbeitenden Landbevölkerung 
und vor allem unserer braven Grenzorgane. 
Die unmittelbaren Gefahren dieser todbringen
den Grenze haben insofern eine Versohärfung 
erfahren, als durch 'Witterungseinfiusse und 
gerade durch das vorjährige Hochwasser viele 
Minen in unser Land hereingetragen wurden ; 
solche Minen wurden sogar in geschlossene 
Höfe verschleppt. Tod und Verderben, Ver
stümmelungen, Schaden an Hab und Gut 
unserer Mitbürger waren bis jetzt das traurige 
Ergebnis einer solchen Maßnahme, wie sie 
Ungarn gesetzt hat. Ich möchte absolut keine 
Überlegungen anstellen, wie die ungarische 
Regierung reagiert hätte, wenn durch öster
reichisches Verschulden ungarische Staats
bürger auf ungarischem Gebiet die gleichen 
Schädigungen erlitten hätten und wenn weiter· 
hin eine Gefähl dung von Leben, Gesundheit 
und Eigentum ungarischer Staatsbürger be
stünde. 

Ich darf aber nochmals in aller Öffentlichkeit 
erklären : Ungarn kann Sperren errichten . 
soviel es will, soviel es mag, und wo es will. 
Das ist ureigenste ungarische Angelegenheit, 
die uns weder berühren ka,nn noch berühren 
darf. 'Vir wehren uns aber mit aller Ent
schiedenheit dagegen, daß solche Maßn13.hmen 
die Integrität und Souveränität unseres Staates 
und seiner Bürger ständig gefähr-den und 
verletzen. 

Meine Damen und Herren ! Mit diesen 
Feststellungen will ich keineswegs alte Wunden 
aufreißen und anklagen, sondern nochmals 

unterstreichen, wie wichtig es ist, die Rechte 
des Nachbarn und die allgemeinen Grundsätze 
gutnachbarlicher Beziehungen zu respektieren 
und darnach zu handeln. 

Gott sei Dank kann auch gesagt werden, 
daß gerade in den letzten Jahren eine gewisse 
Auflo(;kerung in unseren gegenseitigen Be
ziehungen eingetreten ist . Die Erleichterungen 
im Reiseverkehr, die Intensivierung unserer 
kulturellen und wirtschaftlichen Beziehungen 
und vor allem der Abschluß der drei Verträge 
- Vermögensvertrag, Vertrag zur Sichtbar
machung der gemeinsamen Staatsgrenze und 
Vertrag zur Untersuchung von Vorfällen an 
der gemeinsamen Staatsgrenze - sind äußere 
Zeichen des guten 'Willens, · der zweifelsohne 
der�eit auf beiden Seiten hesteht. 

Für die burgenländische Grenzbevölkerung 
ist gerade der letztgenannte Vertrag zur 
Untersuchung von Z"'ischenfällen an der 
gemeinsamen Grenze von besonderer Bedeu
tung. "Vir hofften und hoffen noch immer, daß 
dadurch jede Gefahr unliebsamer Vorfälle 
beseitigt werden kann. 

Dieser Vertrag wurde am 3 1 .  März 1 965 ratio 
fi7.iert , und laut Artikel 1 wurde am 18.  April 
1 966 die österreichisch-ungarische Unter
suchungskommission konstituiert. Sie besteht 
aus je vier Mitgliedern beider Staaten und hat 
Vorfälle an der gem<:insamen Staatsgrenze 
an Ort und Stelle zu untersuchen und über 
die Feststellungen ein Protokoll in deutscher 
und ungarischer Sprache zu verfassen. Diese 
Kommi8sion tritt periodisch alle sechs Monate 
zusammen, kann aber j ederzeit anläßlich eines 
Vorfalles zu einer Sitzung einherufen werden. 

Am 1 .  Juni 1 965 wurde das Kind Helmut 
Fazekas durch eine Mine schwel' verletzt. 
Am 1 .  April 1966 ereignete sich ein Minen· 
unglück in Edlitz, Bezirk Oberwart, im Hofe 
des Landwirtes Stefan Garger, der vermutlich 
beim Abladen VOll Sand auf eine ungarische 
Mine l'ltieß, die zur Explosion kam und durch 
deren Sprengwirkung dem Vorgena nnten die 
Arme weggerissen wurden und er das Augen. 
licht verlor. Diese beiden Fälle wurden von 
der Untersuchungskommission noch nicht be
arbeitet, weil sie sich vor der Konstituierung 
derselben ereigneten . 

Am 29.  April 1 966 ereignete sich in Deutsch
Kaltenbrunn, Bezirk Jennersdorf, ein neuer 
Unfall ,  wobei die zweijährige Klaudia Krachet 
tödliche Verletzungen und der zehnjährige 
Erwin Kracher sowie der dreij ährige Dietmar 
'Veber schwere Verletzungen davontrugen. 

Nach Bekanntwerden dieses Unglücks wurde 
die Kommission unverzüglich einberufen und 
von dieser festgestellt, daß die ungarische 
Mine aus einer Sandlieferung stammte, die 
kurz vorher von einem Frächter geliefert 
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wurde, der diesen Sand aus der Pinka ent- Der aus der Pinka entnommene und bereits 
nommen hat. Eine Begehung der Schotter- in einzelne Gehöfte verbrachte Schotter wurde 
entnahmestelle hat einwandfrei ergeben, daß vom Entminungsdienst genauest auf An
diese Mine aus dem ungarischen Minenfeld wesenheit von Minen untersucht. 
in der Pinka mit dem Sand in den Hof des Ungarn hat sich unter anderem auch ver
Anwebens der Familie Kracher gelangt sein pflichtet, für entstandene Schäden Ersatz zu 
muß. Über diese Feststf':llungen wurde auch leisten. Bedauerlicherweise mußte ich mich 
ein Sitzungsprotokoll verfaßt und von unga- abermals davon überzeugen, daß trotz mehr
rischer Seite dazu erklärt, daß unverzüglich fachet UI genzen bis heute die Betroffenen nicht 
mit der Räumung des Minenfeldes an dieser einmal einen Groschen erhalten haben. Obwohl 
Stelle begonnen werden wird. diese bedauerlichen Fälle durch materielle 

Da besonders an der nassen Grenze an Mittel nicht abgegolten werden können, müßte 
mehreren Stellen die Gefahr besteht, da ß man doch erwarten, daß zumindest die 
ungarische Minen auf österreichisches Gebiet Spitals- und Ärztekosten und die vielen ande
abgeschwemmt werden, wurde eine neuerliche ren Kosten, die dabei aufgelaufen sind, recht
Sitzung vereinbart, um der ungaril:lchen Dele- zeitig rückerstattet werden, handelt es sich 
gation diese gefährdeten Stellen vor Augen doch durchwegs um kleine Leute, die neben 
zu führen. Zu diesem Zweck wurde eille unersetzlichen Verlusten an Leib, Leben und 
zweite Sitzung am 1 .  und 2. Juni 1966 abge- Gesundheit auch noch diese schweren finan
halten und hiebei ein Grenzabschnitt im zieHen Lasten auf sich nehmen müssen. 
Gemeindegebiet Hammerteich, in der Ge- Abschließend darf ich meiner Meinung 
meinde Deutschschützen und im Gemeinde- Ausdruck verleihen, daß alle Probleme zwi
gebiet Oberbildein besichtigt. sehen Ländern einer Lösung zugeführt werden 

Anläßlich dieser zweiten Sitzung wurde können, wenn der gute Wille auf beiden 
auch die Tätigkeit des Entminungsdienstes I Seiten vorhanden ist. Eine rasche Befolgung 
vorgeführt. Von ungarischer Seite wurde der Beschlüsse der gemeinsamen Kommission 
gezeigt, daß der Teil der Pinka bei Mogersdorf, und die Wiedergutmachung des entstandenen 
wo die Schotterentnahme stattgefunden hat, Schadens würden den durchschlagendsten Be
dadurch entschärft wurde, da ß der Minen- weis dafür liefern, daß Ungarn an gutnach
gürtel von der Grenze weiter hinein ins barlichen Beziehungen genauso interessiert 
Landesinnere verlegt wurde. In der Zwischen- ist wie wir. Eine endgültige Befriedung 
zeit allerdings meldete die Sicherheitsdirektion an unserer Grenze würden nicht nur beide 
des Burgenlandes, daß weitere drei Minen aut Länder wärmstens begrüßen, sondern könnte 
österreichischem Gebiet aufgefunden wurden. auch als Beispiel dienen für die Konflikte in 

Soweit nun die Feststellungen der Kom- der Welt, deren es nicht wenige gibt. 

mission. Nach wie vor bestehen ernste Ge- I Meine Fraktion nimmt den Bericht zur 
fahren an der burgenländischen Grenze. Die Kenntnis. (Beifall bei der ÖV P.) 
Kommission hat daher einstimmig beschlossen, 
der ungarischen Regierung dringendst zu 
empfehlen, alle erforderlichen Vorkehrungen 
zu treffen, um eine Gefährdung des öster
reichischen Gebietes durch Minen hintan
zuhalten. 

Ich darf daher an beide Seiten appellieren 
und die Bundesregierung bitten, alles daran
zusetzen, um der Empfehlung der Kommission 
möglichst rasch zum Durchbruch zu verhelfen. 
Es soll nicht nur festgestellt, sondern tat
sächlich rasch gehandelt werden, denn schnelle 
Hilfe ist noch immer doppelte Hilfe, und 
Vorbeugen ist immer besser als Heilen ! 

Österreichischerseits wurde den Empfeh
lungen der Kommission vollkommen Rechnung 
getragen. In einer umfassenden Aufklärungs
aktion und in einem Aufklärungsunterricht 
in den Schulen wurde die Grenzbevölkerung 
neuerlich auf die Gefahren aufmerksam ge
macht, die dadurch noch immer akut sind, 
daß durch das vorjährige Hochwasser weitere 
Minen in unser Land hineingetragen wurden. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als näch
stem Redner erteile ich dem Henn Abgeord
neten Müller das Wort. 

Abgeordneter Müller (SPÖ) :  Herr Präsi
dent ! Hohes Haus ! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren ! Die burgenländische 
Bevölkerung lebte lange Zeit hindurch an 
einer sehr unruhigen Grenze. Sie hörte das 
Klachen der Minen, Schüsse aus Gewehren, 
und die Sicherheit der Menschen war nicht 
immer gegeben. 

Die burgenländische Bevölkerung ist an 
einer ruhigen Grenze sehr interessiert und 
begrüßte es daher aus ganzem Herz.en, daß 
es dem damaligen Außenminister Dr. Kreisky 
gelang, die Verhältnisse zu normalisieren. 
Es gelang insbesondere, zwei Vmträge ab
zuschließen, die wesentlich zur N ormalisierung 
beitrugen. Der Vertrag zwischen der Repu
blik Österreich und der Ungarischen Volks
republik über das Verfahren zur Unter
suchung von Vorfällen an der gemeinsamen 
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Staatsgrenze ist ursächlich Gegenstand 
Berichtes des Herrn Bundesministers 
Inneres an den Nationalrat. 

des Mit dem tragischen Vorfall in Deutsch
für Kaltenbrunn befaßt sich unter anderem auch 

der vorgelegte Bericht des Herrn Bundes
ministers für Inneres. Bei der Genehmigung dieser Verträge durch 

den Nationalrat hatte ich die Ehre, dazu 
Stellung zu nehmen, und ich möchte nur 
einige Sätze meiner damaligen Stellungnahme 
in Erinnerung bringen. 

In der Zwischenzeit wurde die Schotter- und 
die Sandentnahme aus den Flußbetten der 
Raab und der Pinka verboten. Das Verbot 
gilt bis auf Widerruf, da die Gefahr besteht, 
daß noch Minen in den Flußbetten sein könn

"Gutnachbarliche und korrekte Beziehun- ten. Für die Bevölkerung des südlichen Bur-
gen dürfen nicht verwechselt werden mit genlandes ist dies ein schwerer wirtschaftlicher 
Fraternisierung mit dem kommunistischen Sy- Schaden, da - wie ich schon sagte - der 
stern. 

. überwiegende Teil der Bevölkerung des süd-
Begrüßenswert ist, daß dIe Ungarn lichen Burgenlandes Schotter und Sand für 

jetzt die Verhältnisse zu den Nachbarn "Bauzwecke aus den Flußbetten der Raab und 
ebenfalls realpolitischer beurteilen und daß der Pinka entnimmt. 
sie sich bewußt sind, eine historische Zu- Weiters ist das Baden und Fischen bis auf 
sammengehörigkeit könne nicht durch ideo- Widerruf verboten. Im Gemeindege"biet von 
logische Gegensätze auf ewige Zeit beseitigt Oberbildein im Bezirk Güssing ist auf unga. 
werden." rischem Gebiet der Stacheldraht gelockert, 

" Es entspricht aber auch dem Geist und der und zwar zwischen den Grenzsteinen C 39/8 
Tradition Östeneichs, wenn wir den Blick und C 40. Es sind dort 13 Minen zu sehen, 
zum Donauraum nicht verlieren, wenn wir das Gelände des ungarischen Grenzstreifens 
den Haß an unseren Grenzen soweit wie fällt in Richtung des österreichischen Staats
möglich mit abbauen und eine zeitgemäße gebietes ab. An einigen Stellen sind auch 
Form des Miteinander suchen. Im Streben Wasserfurchen zu sehen, die in Richtung des 
nach gutnachbarlichen korrekten Beziehungen österreichischen Staatsgebietes verlaufen. Es 
dürfen jedoch Stacheldraht und Minengürtel besteht daher die begründete Gefahr, daß die 
nicht übersehen werden." nunmehr frei liegenden 13 Minen bei einem 

"Die in Budapest abgeschlossenen Verträge schwelen Regen auf österreichisches Staats
sind Beweise des guten Willens auf beiden gebiet geschwemmt werden. Der Stacheldraht 
Seiten. Außenminister Dr. Kreisky gebührt auf ungarischem Gebiet bietet nicht genügend 
der besondere Dank für seine Bemühungen Gewähr beziehungsweise Sicherheit dafür, daß 
im Interesse des Burgenlandes und Öster- diese Minen nicht auf österreichisches Staats-
reichs. " gebiet gelangen könnten. 

Nach Abschluß dieser Verträge war tat- Bei dem ehrlichen Streben, eine zeitgemäße 
sächlich das Verhältnis an der Grenze normali- Form des Miteinander zu suchen, den Haß 
siert. Das Hochwasser - mein Kollege an unseren Grenzen soweit wie möglich mit 
Ing. Tschida hat bereits darauf verwiesen - abzubauen, muß dieses Problem einer Klärung 
schwemmte im Vorjahr Minen auf das öster- zugeführt werden. Die burgenländische Be
reichische Staatsgebiet. Der überwiegende völkerung, ' die hart an der Grenze arbeitet, 
Teil des südlichen Burgenlandes entnimmt verlangt Sicherheit, sie fragt sich mit Recht : 
den Schotter und den Sand für Bauzwecke Soll der schwere wirtschaftliche Schaden durch 
aus den Flußbetten der Grenzflüsse Pinka das Verbot der Sand- und Schotterentnahme 
und Raab. So wurde Sand aus der Raab im aus den Flußbetten der Grenzflüsse Raab und 
Gemeindegebiet von Mogersdorf entnommen 

I 
Pinka fortdauern 1 Soll die persönliche Sicher

und dieser Sand in Deutsch- Kaltenbrunn heit durch das Angeschwemmtwerden von 
abgeladen. Kinder spielten mit diesem Sand, ungarischen Minen auf österreichisches Staats
wobei sie mit einer ungarischen Mine in gebiet weiterhin gefährdet sein ? 
Berührung kamen. Diese explodierte, ein Als Abaeordlleter des Burgenlandes muß 
Kind wurde dabei getötet, und zwei Kinder ich auch f�agen : Werden die bedauernswerten 
wurden verletzt. Opfer wenigstens eine ausreichende finanzielle 

Im Gemeindegebiet Oberbildein im Bezirk Unterstützung bekommen 1 
Güssing wurde Sand aus der Pinka entnommen, Die Österreichische Volkspartei hat bei 
und dieser Sand wurde in der Gemeinde den letzten Wahlen besonders im Burgenland 
Edlitz abgeladen, wobei beim Abladen eine Plakate affichiert, wo der Stacheldraht groß 
ungarische Mine explodierte und einen Mann sichtbar war. Sie hat mit dem Stacheldraht 
schwer verletzte. Der Mann verlor beide politische Propaganda gemacht. Wir Sozia
Hände - Kollege Ing. Tschida hat bereits listen haben immer wieder gegen die Stachel
darauf verwiesen - und ist fast erblindet. drähte aller Systeme gekämpft, für uns sind 
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die Systeme aller Stacheldrähte unsere schärf
sten Gegner. Man sollte doch aufhören, die 
Menschen mit diesen Mitteln zu beeinflussen. 

Die burgenländische Bevölkerung arbeitet 
hart und schwer an der Grenze.  Sie hat ein 
Recht, in Ruhe und in Sicherheit dieser Arbeit 
nachgehen zu können. 

Als Abgeordneter des Burgenlandes appel
liere ich daher an die Bundesregierung, alle 
Möglichkeiten auszuschöpfen, die zielführend 
sind, damit wirtschaftlicher Schaden abge
wendet werden und diese hart arbeitende 
Bevölkerung in Ruhe und Sicherheit ihrer 
Arbeit nachgehen kann. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort hat sich niemand mehr gemeldet. Die 
D ebatte ist geschlossen. - Der Herr Bericht
erstatter verzichtet auf ein Schlußwort. Wir 
stimmen ab. 

Bei der A. bs t immung wird der Bericht 
einst immig zur Kenntnis  genommen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : .  Die 
Tagesordnung ist e r s c h ö pft. 

Die n ä c h s t e  Sitzung berufe ich für morgen, 
Donnerstag, den 14. Juli, um 9 Uhr mit 
folgender Tagesordnung ein : 

1 .  2. Budgetüberschreitungsgesetz 1966 ; 

2. 3 .  Novelle zum Landeslehl'er-Dienbtrechts. 
überleitungsgesetz 1962 ; 

3. Landesvertragslehrergesetz 1966 ; 
4. Land- und forstwirtschaftliches Bundes

schulgesetz ; 
5. Land- und forstwirtschaftliches Landes. 

lehrer-Dienstrechtsüberleitungsgesetz ; 
6. Gewerbliches Selbständigen-Krankenver. 

sicherungs gesetz ; 
7. Abänderung des Bundesgesetzes über den 

so�ialversicherungsrechtlichen Schutz der den 
Präsenzdienst leistenden Wehrpflichtigen ; 

8 .  2 .  Novelle zum Schulorganisationsgesetz ; 
9. Wahl der Vertreter Österreichs in der 

Beratenden VeIsammlung des Europarates ; 
10.  Erste Lesung des Antrages (21 /A), 

betreffend Vermögen des Bundes an verstaat. 
lichten Unternehmungen ; 

1 1 .  Erste Lesung des Antrages (23/A), 
betreffend Verlängerung und gleichzeitige No
vellierung des Bundesgesetzes vom 4. Juli 1963 
zur Sicherung des Bestandes des Bergbauers. 

Die Sitzung wird mit einer Fragestunde 
eröffnet. 

Die Sitzung ist g e s c h l o ss en. 

Schlu13 der Sitzung: 16 Uhr 45 Minuten 

• 

österreichische Staatsdruckerei 3622 66 
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